
 

3.6. 
 
 

 

Landessynode 2023 
 
7. (ordentliche) Tagung der 
19. Westfälischen Landessynode 
 
24.11. – 25.11.2023 

 

Ev
an

ge
lis

ch
e 

K
ir

ch
e

 v
o

n
 W

es
tf

al
en

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische 

Stiftungen des bürgerlichen Rechts 

 

(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW) 

  
  
  
  

Überweisungsvorschlag:  Tagungs-Gesetzesausschuss 
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Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von Westfalen legt der Landessynode den Entwurf eines Kirchen-

gesetzes über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des bürgerlichen Rechts (Stiftungsgesetz EKvW – StiftG 

EKvW) mit der Bitte vor, das Kirchengesetz zu beschließen. 
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A) Allgemeiner Teil  

 

Der Bundesgesetzgeber hat im Rahmen seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz gemäß Artikel 74 

Absatz 1 Grundgesetz mit dem Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts und zur Änderung des Infek-

tionsschutzgesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I 2021 S. 2947) das materielle Stiftungsrecht geändert. Dies ge-

schah mit dem Ziel, das Stiftungszivilrecht abschließend im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) in den §§ 80 bis 88 

zu regeln und damit bisher bestehende Rechtsunterschiede in den Landesstiftungsgesetzen abzulösen sowie 

langjährige Streitfragen und Rechtsunsicherheiten zu beheben, insbesondere zur Gesetzgebungskompetenz 

der Länder. Betroffen sind alle Bereiche des Stiftungsrechts - von der Anerkennung, Satzungsänderungsgeneh-

migung, Umwandlung, Zusammenlegung (bisher: Zusammenschluss) und Zulegung bis zur Auflösung bezie-

hungsweise Aufhebung. 

 

Wesentliche bundesrechtliche Regelungen:  

 

• Es finden sich explizite Bestimmungen zur Verwaltung des Stiftungsvermögens (u. a. bei Umschich-

tungsgewinnen) sowie zu den Rechten und Pflichten der Organmitglieder.  

• Die Stiftungsbehörde hat in dringenden Fällen erforderliche Notmaßnahmen bei fehlenden Organmit-

gliedern zu treffen.  

• Die persönliche Haftung für Vorstandsmitglieder wird angemessen beschränkt (Einführung der 

Grundsätze der Business Judgement Rule).  

• Stiftungen, die sich wegen schlechter Ertragslage wirtschaftlich neu orientieren müssen, können sich 

leichter in eine Verbrauchsstiftung umwandeln oder sich mit anderen Stiftungen zusammenschließen.  

• Zum 1. Januar 2026 tritt ein vom Bundesamt der Justiz zentral verwaltetes bundesweites Stiftungsre-

gister in Kraft. Das nordrhein-westfälische Stiftungsverzeichnis wird im Anschluss daran nach einer 

Übergangszeit von einem Jahr mit Ablauf des 31.12.2026 aufgegeben.  

 

Bedingt durch das auf Bundesebene geänderter Stiftungszivilrecht sind die Stiftungsgesetze der Länder zum 

01.07.2023 angepasst worden, so in Nordrhein-Westfalen mit dem Stiftungsgesetz für das Land Nordrhein-

Westfalen (Stiftungsgesetz NRW – StiftG NRW) vom 30. Mai 2023 (GV NRW S. 340). Darin sind neue Regelun-

gen zu Art und Umfang der rechtlich selbstständigen Stiftungen des Bürgerlichen Rechs getroffen worden. Die 

bisherigen örtlichen und sachlichen Zuständigkeiten der Stiftungsbehörden sowie der kirchlichen Stiftungsauf-

sichten sind dabei beibehalten worden. 

 

Die kirchlichen Stiftungen unterliegen nach § 12 Absatz 3 StiftG NRW nicht der staatlichen, sondern der kirch-

lichen Stiftungsaufsicht. Die Kirchen treffen hierzu in eigener Verantwortung die erforderlichen Regelungen. 
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Insofern ist es erforderlich, auch das bestehende Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des 

bürgerlichen Rechts (Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW) vom 15. November 2007 (KABl 2007 S. 417) anzu-

passen. 

 

Erstmalig ist dazu eine Arbeitsgruppe, bestehend aus den Stiftungsreferentinnen und -referenten der katholi-

schen (Erz-)Bistümer und der evangelischen Landeskirchen in Nordrhein-Westfalen sowie dem Evangelischen 

und dem Katholischen Büro Nordrhein-Westfalen, zusammengekommen, die einen gemeinsamen Rahmen-

entwurf für ein kirchliches Stiftungsgesetz entwickelt hat, der diesem Gesetz zugrunde liegt. 

 

 

B) Besonderer Teil 

 

Zur Präambel 

 

Durch die Präambel wird der Bezug zum StiftG NRW als Ermächtigungsgrundlage hergestellt. 

 

Zu § 1 (Geltungsbereich) 

 

Der Geltungsbereich wird auf das Gebiet der Evangelischen Kirche von Westfalen mit Bezug zum StiftG NRW 

festgelegt (entspricht im Wesentlichen § 1 Absatz 1 StiftG EKvW a. F.). 

 

Zu § 2 (Kirchliche Stiftungsbehörde) 

 

Hier wird die kirchliche Stiftungsbehörde im Sinne des § 12 Absatz 2 StiftG NRW festgelegt (entspricht im 

Wesentlichen § 13 StiftG EKvW a. F.). 

 

Zu § 3 (Kirchliche Aufsicht) 

 

Neu aufgenommen wurde die Vorgabe der Beachtung des Stifterwillens sowie der kirchlichen Zuordnung. Im 

Übrigen entspricht die Regelung im Wesentlichen § 2 StiftG EKvW a. F. Auch die gemeinsame Wahrnehmung 

der Aufsicht mit dem Diakonischen Werk Rheinland-Westfalen-Lippe gilt weiterhin für die Stiftungen, die die-

sem angehören. 
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Zu § 4 (Aufsichtsgrundsätze) 

 

Diese Regelung ist neu eingefügt worden. Hier wird grundsätzlich festgelegt, wie sich das Aufsichtsverständnis 

der Kirche definiert.  

 

In Absatz 1 bezieht sich der Terminus „integriertes kirchliches Aufsichtsverständnis“ auf die nachfolgenden 

Begriffe „aufgaben-, ressourcen- und risikoorientiert“.  

 

In Absatz 2 ist hervorzuheben, dass die Eigenverantwortlichkeit der Stiftungen gestärkt werden soll. 

 

Zu § 5 (Unterrichtung) 

 

§ 5 StiftG EKvW a.F. sah lediglich ein Unterrichtungsrecht der kirchlichen Stiftungsbehörde im Falle von An-

haltspunkten für Verstöße gegen gesetzliche oder Satzungsbestimmungen vor. Dies ist nun in den Absätzen 2 

und 3 geregelt. Neu hinzugekommen ist in Absatz 1 eine Unterrichtungspflicht der Stiftung gegenüber der 

kirchlichen Stiftungsbehörde. 

 

Zu § 6 (Prüfung) 

 

§ 10 StiftG EKvW a. F. (Verwaltung) ist konkretisiert worden:  

 

In Absatz 1 wird verdeutlicht, dass die die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung anzuwenden sind. Da-

mit wird keine konkrete Buchführungsart vorgegeben, und es ist auch keine kaufmännische Rechnungsle-

gungspflicht im Sinne der §§ 238 ff. HGB gemeint. Es werden nur die allgemeinen Grundsätze für die Stiftung 

verpflichtend. 

 

Hierzu gehören:  

• Grundsatz der Richtigkeit und Willkürfreiheit: Die Geschäftsvorfälle müssen tatsächlich stattgefunden 

haben und objektiv aus den Unterlagen hergeleitet werden können.  

• Grundsatz der Klarheit und Übersichtlichkeit: Die Buchführung muss klar und übersichtlich durchge-

führt werden, sodass auch sachverständige Dritte dies nachvollziehen können.  

• Grundsatz der Einzelbewertung: Alle Vermögensgegenstände müssen einzeln bewertet werden. Grup-

penbewertungen werden aber in bestimmten Fällen zugelassen.  

• Grundsatz der Vollständigkeit: Die Buchführung muss vollständig, d. h. lückenlos sein.  
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• Grundsatz der Ordnungsmäßigkeit: Alle Geschäftsvorfälle müssen zeitnah und chronologisch verbucht 

werden.  

• Grundsatz der Sicherheit: Alle Unterlagen müssen ordnungsgemäß archiviert werden.  

• Belegprinzip: Jedem Geschäftsvorfall muss ein Beleg zugrunde liegen. 

 

Außerdem wird für die Vorlage der Jahresabrechnung eine Frist von zwölf Monaten festgelegt. Zu beachten 

ist die „insbesondere“-Regelung in Satz 2. Eine Verkürzung der Vorlagefrist ist nicht nur in den danach bei-

spielhaft aufgezählten Fällen, sondern auch bei weiteren Fallkonstellationen möglich. 

 

In Absatz 2 wird bei den Anforderungen an die Jahresabrechnung differenziert zwischen Stiftungen, die ihren 

Auftrag als Geschäftsbetrieb unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten wahrnehmen, und kleineren Stif-

tungen. Bei Jahresabrechnungen, die von einem Wirtschaftsprüfungsunternehmen geprüft sind, entfällt die 

Prüfungspflicht der Stiftungsbehörde. 

 

Der bisherige Bezug zur VwO (jetzt: WirtVO) entfällt. Er sah eine analoge Anwendung von Vorschriften, die für 

verfasst-kirchliche Körperschaften gelten, für die rechtlich selbstständigen Stiftungen vor, der sich in der Praxis 

als wenig praktikabel erwiesen hat und der der mit dem neuen Gesetz intendierten Stärkung der Eigenstän-

digkeit der Stiftungen widerspricht. Eingefügt wurde stattdessen in Absatz 5 als Soll-Vorschrift ein Bezug zum 

Leitfaden für ethisch-nachhaltige Geldanlage der EKD als eines der Wesensmerkmale evangelischer Stiftungen. 

 

Zu § 7 (Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel) 

 

Neu gegenüber § 6 StiftG EKvW a. F. ist der Bezug zur Anwendung von Zwangsmitteln nach dem Landesvoll-

streckungsgesetz NRW. 

 

Zu § 8 (Abberufung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung) 

 

Neu eingefügt wurden die Absätze 3 und 4, die ein differenzierteres Vorgehen der Stiftungsbehörde gegen-

über den Stiftungsorganen ermöglichen, etwa für den Fall, dass es an Organmitgliedern mangelt. So ist jetzt 

vorgesehen, dass Organmitglieder ggf. gegen eine Vergütung mit besonderen Befugnissen ausgestattet wer-

den können. Der Verweis auf §§ 86, 29 BGB ist entfallen, weil dieser Verweis in der Neufassung des BGB nicht 

mehr vorgesehen ist, sondern durch eine eigenständige Regelung in § 84 c BGB-neu ersetzt wurde. 
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Zu § 9 (Geltendmachung von Ansprüchen) 

 

§ 8 StiftG EKvW a. F. wurde ergänzt um eine Kostenregelung entsprechend § 84 c BGB-neu. 

 

Zu § 10 (Zustimmungserfordernis) 

 

Entsprechend § 85a Absatz 1 BGB-neu wird nun bei Satzungsänderungen nicht mehr differenziert zwischen 

wesentlichen Änderungen, die genehmigungspflichtig waren, und den übrigen Änderungen, die lediglich an-

zeigepflichtig waren. Nunmehr sind alle Satzungsänderungen genehmigungspflichtig. 

 

Der Begriff „Zusammenschluss“ wird entsprechend §§ 86 ff. BGB-neu ersetzt durch „Zulegung“ und „Zusam-

menlegung“. 

 

Die Anhörung der Stifterin oder des Stifters wird festgeschrieben. 

 

Zu § 11 (Mitgliedschaft in Organen) 

 

Die Vollendung des 18. Lebensjahrs als Mindestaltersgrenze in Absatz 1 dient der Klarstellung. Bereits aus § 2 

BGB ergibt sich, dass erst dann die Volljährigkeit erreicht ist, die Voraussetzung für ein eigenständiges Handeln 

im Stiftungsorgan ist. 

 

Die Konfessionszugehörigkeit der Organmitglieder wird dahingehend erweitert, dass das Erfordernis der Mit-

gliedschaft in der evangelischen Kirche nicht mehr für sämtliche Mitglieder, sondern nur noch für die Vorsit-

zende bzw. den Vorsitzenden und die Stellvertretenden gilt. Für die übrigen Mitglieder gilt, dass mindestens 

die Hälfte einer der ACK zugehörigen Kirche angehören muss. Über Ausnahmen entscheidet weiterhin das 

Landeskirchenamt. Es erfolgt damit eine Öffnung, die den bisherigen Ausnahmegenehmigungen Rechnung 

trägt und den Regelungen in anderen Landeskirchen entspricht. Das evangelische Gepräge der Stiftung bleibt 

aber bestehen. 

 

Zu § 12 (Stiftungsverzeichnis, Vertretungsbescheinigung) 

 

Neu ist in Absatz 1 der Hinweis, dass es sich bei dem kirchlichen Stiftungsverzeichnis nicht um ein öffentliches 

Verzeichnis handelt. Damit wird die Abgrenzung von öffentlich einsehbaren Verzeichnissen wie z.B. dem Han-

delsregister erreicht. 
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Die Möglichkeit der Aufnahme in das staatliche Stiftungsverzeichnis nach Absatz 2 entspricht der bisherigen 

Verwaltungspraxis. Das gesetzlich festgeschriebene Einvernehmen zur Eintragung in das staatliche Stiftungs-

verzeichnis dient der Verwaltungsvereinfachung. 

 

Zu § 13 (Anfallberechtigung) 

 

Hier wird erstmalig die Anfallberechtigung an die Kirche festgelegt für den Fall, dass keine andere Bestimmung 

vorliegt. Dies entspricht der neu aufgenommenen ausdrücklichen Regelung in § 12 Absatz 6 StiftG NRW. 

 

Zu § 14 (Rechtsweg) 

 

§ 12 StiftG EKvW a. F. wurde ersetzt durch eine allgemeinere Formulierung und dadurch erheblich gekürzt. 

 

Zu § 15 (Untergesetzliche Regelungen) 

 

Zusätzlich zu Verwaltungsvorschriften ist die der Erlass von Verordnungen möglich.  

 

Zu § 16 (Schriftform) 

 

Diese neu einfügte Regelung dient der Klarstellung. Im Zuge der Digitalisierung hat sich gezeigt, dass die Text-

form immer größere Bedeutung erlangt hat und daher Regeln für ihre Gültigkeit erforderlich sind. 

 

Zu § 17 (Evaluation) 

 

Fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten, also nach Ablauf des 31.12.2028, soll das Gesetz noch einmal auf seine 

Praktikabilität überprüft werden.  

 

Zu § 18 (Inkrafttreten) 

 

Absatz 1: Das neue Gesetz soll am 1.1.2024 in Kraft treten, gleichzeitig tritt das bisherige Gesetz außer Kraft. 

 

Absatz 2: Mit Einführung des Stiftungsregisters des Bundes und Ablauf der Übergangsfrist aus § 20 StiftRG 

(Stiftungsregistergesetz) treten die Regelungen des StiftG EKvW zum Stiftungsverzeichnis und zur Vertretungs-

bescheinigung außer Kraft. 
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Weitere Änderungen: 

 

Die Genehmigungspflicht für bestimmte Rechtsgeschäfte (z. B. Grundstücksbelastungen, Beteiligungen an 

wirtschaftlichen Unternehmen, s. § 4 StiftG EKvW a.F.) entfällt künftig. Es soll dadurch die Eigenverantwort-

lichkeit der Stiftungen gestärkt werden (s. auch § 4 StiftG EKvW n.F.). Wichtiger als die Genehmigung einzelner 

Vorhaben ist in der stiftungsaufsichtlichen Arbeit die Betrachtung der gesamten wirtschaftlichen Situation der 

Stiftung. Diese wird durch die Vorlage der Jahresabrechnung gewährleistet. Im StiftG NRW sind die entspre-

chenden Genehmigungsvorbehalte bzw. Anzeigepflichten ebenfalls gestrichen worden. 

 

 

Der Vorlage sind folgende Anlagen beigefügt: 

 

Anlage 1: Urkundenentwurf  

Anlage 2: StiftG EKvW vom 12. November 2007 

Anlage 3: Tabelle: Gegenüberstellung Neufassung - derzeitige Fassung mit Erläuterungen 

Anlage 4: Tabelle: Rahmenentwurf/Entwürfe der Evangelischen Landeskirchen in NRW 

Anlage 5: StiftG NRW vom 30.05.2023 

Anlage 6: Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgeset-

zes vom 16. Juli 2021 
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Anlage 1 
zur Landessynoden-Vorlage 3.6. 

 
 

- Entwurf - 
 

Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW) 

Vom … 
 
 
Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen hat folgendes Kirchengesetz beschlossen:  
 

Präambel 
 

1Gemäß § 12 Absatz 3 Stiftungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Stiftungsgesetz NRW) 
obliegt es den Kirchen, Art und Umfang der erforderlichen Regelungen zur Aufsicht über die 
kirchlichen Stiftungen in eigener Verantwortung zu treffen. 2Für die evangelischen Stiftungen auf 
dem Gebiet der Evangelischen Kirche von Westfalen wird daher folgendes Stiftungsgesetz erlassen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Stiftungsgesetz gilt für die rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen im Sinne des 
§ 11 Stiftungsgesetz NRW, die ihren Sitz im Gebiet der Evangelischen Kirche von Westfalen 
haben und gemäß § 12 Absatz 4 Stiftungsgesetz NRW durch die Evangelische Kirche von 
Westfalen als Evangelische Stiftungen anerkannt sind.  

(2) Sie werden als Evangelische Stiftungen anerkannt, wenn die Voraussetzungen des § 3 Absatz 3 
erfüllt sind. 

 
§ 2 

Kirchliche Stiftungsbehörde 
(1) 1Träger der kirchlichen Stiftungsaufsicht ist die Evangelische Kirche von Westfalen. 2Soweit nicht 

anders bestimmt, ist kirchliche Behörde im Sinne des Stiftungsgesetzes NRW und kirchliche 
Stiftungsbehörde im Sinne dieses Stiftungsgesetzes das Landeskirchenamt der Evangelischen 
Kirche von Westfalen. 

(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde ist zuständige Stelle im Rahmen des staatlichen 
Feststellungsverfahrens im Sinne des § 12 Absatz 2 Stiftungsgesetz NRW. 

 
§ 3 

Kirchliche Aufsicht 
(1) Kirchliche Stiftungen unterliegen der Aufsicht der kirchlichen Stiftungsbehörde (Kirchliche 

Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde wacht insbesondere darüber, dass die kirchlichen Stiftungen 

nach Maßgabe des kirchlichen und staatlichen Rechts, des Willens der Stifterin oder des Stifters 
sowie des Stiftungsgeschäfts und der Satzung der Stiftung einschließlich der Zuordnung zur 
Kirche verwaltet werden.  

(3) Die Zuordnung zur Kirche wird durch die Verfolgung kirchlicher Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben, das Maß der institutionellen Verbindung mit der Kirche und die Besetzung 
der Organe einschließlich der kirchlichen Stiftungsaufsicht gewährleistet. 

(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten der staatlichen Stiftungsbehörden bleiben unberührt. 
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(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde führt die Aufsicht über rechtsfähige kirchliche Stiftungen, die 
sich dem Diakonischen Werk Rheinland-Westfalen-Lippe angeschlossen haben, mit dessen 
Unterstützung und Beratung. 

 
§ 4 

Aufsichtsgrundsätze 
(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde hat den bei Errichtung der Stiftung zum Ausdruck gekommenen 

Willen, hilfsweise den mutmaßlichen Willen der Stifterin oder des Stifters zu beachten. 2Sie 
verfolgt ein integriertes kirchliches Aufsichtsverständnis, welches aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist, und berät und unterstützt Stifterinnen und Stifter sowie 
Stiftungen und deren Organe.  

(2) 1Die Intensität der Aufsicht verringert sich, wenn die Stiftung über eigene Aufsichtsorgane 
verfügt (gestufte Aufsicht). 2Dadurch werden die Selbstständigkeit der Stiftung und die 
Eigenverantwortlichkeit des Handelns der Organe der Stiftung gestärkt. 

(3) Die der kirchlichen Stiftungsbehörde zur Verfügung stehenden Aufsichtsmittel ergeben sich aus 
den §§ 5 bis 10. 

 
§ 5 

Unterrichtung 
(1) 1Die zuständigen Stiftungsorgane sind verpflichtet, die kirchliche Stiftungsbehörde unverzüglich 

über alle wesentlichen Vorgänge der Stiftung zu unterrichten. 2Darüber hinaus kann sich die 
kirchliche Stiftungsbehörde jederzeit über alle Angelegenheiten der kirchlichen Stiftungen 
unterrichten und Berichte anfordern. 

(2) Liegen der kirchlichen Stiftungsbehörde Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Verwaltung der 
Stiftung gegen gesetzliche Bestimmungen oder die Satzung verstoßen wurde, kann sie hierzu 
Auskunft und die Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen. 

(3) Im Rahmen einer ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen. 

 
§ 6 

Prüfung 
(1) 1Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 

anzuwenden und der kirchlichen Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf 
des Geschäftsjahres eine Jahresabrechnung (Einnahmen-/Ausgabenrechnung und 
Vermögensrechnung beziehungsweise kaufmännischer Jahresabschluss) mit einer 
Vermögensübersicht und einen Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke 
(Tätigkeitsbericht) vorzulegen. 2Die kirchliche Stiftungsbehörde kann eine kürzere Vorlagefrist 
festlegen, insbesondere wenn vorangegangene Jahresabrechnungen beanstandet wurden oder 
die Stiftung wiederholt ihrer Verpflichtung nach Satz 1 verspätet nachgekommen ist. 3Sie kann 
auch weitere erläuternde Unterlagen zum Jahresabschluss anfordern. 

(2) 1Wird die Jahresabrechnung einer Stiftung durch eine Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine vereidigte Buchprüferin, 
einen vereidigten Buchprüfer oder Buchprüfungsgesellschaft oder eine vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüferin oder Abschlussprüfer) geprüft, hat sich diese Prüfung insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens und die satzungsmäßige Verwendung der Stiftungsmittel 
zu erstrecken. 2Die kirchliche Stiftungsbehörde soll in diesem Fall von einer nochmaligen 
Prüfung absehen. 3Sie kann im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen. 4Die kirchliche Stiftungsbehörde kann bei 
Stiftungen, die jährlich im Wesentlichen gleichbleibende Einnahmen und Ausgaben aufweisen, 
die Prüfung der Abrechnungen auch für mehrere Jahre zusammenfassen. 
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(3) 1Stiftungen, die ihren Auftrag nach Art eines Geschäftsbetriebes unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wahrnehmen, haben die Jahresrechnung entsprechend Absatz 2 Satz 1 prüfen 
zu lassen. 2Bei kleineren Stiftungen oder Förderstiftungen ist eine Prüfung durch eine 
unabhängige sachkundige Dritte oder einen unabhängigen sachkundigen Dritten ausreichend. 

(4) 1Im Tätigkeitsbericht ist auch auf die Veränderung bei stiftungsgetragenen Einrichtungen sowie 
auf Chancen und Risiken für das Stiftungsvermögen einzugehen. 2Wenn der Prüfbericht einen 
Lagebericht erhält, kann auf den Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 

(5) Die Stiftung soll in ihrer Anlagestrategie den Leitfaden für ethisch-nachhaltige Geldanlage in der 
evangelischen Kirche (EKD-Texte 133) beachten. 

(6) § 7 gilt entsprechend 
 

§ 7 
Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel 

(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde kann Beschlüsse und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die dem 
in dem Stiftungsgeschäft oder in der Satzung zum Ausdruck gebrachten Willen der Stifterin oder 
des Stifters widersprechen, beanstanden und verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr 
bestimmten, angemessenen Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden. 2Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen nicht vollzogen werden. 3Dies gilt auch, wenn sich solche 
Beschlüsse oder Maßnahmen aus einer Prüfung nach § 6 ergeben. 

(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebotene Maßnahme, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde anordnen, dass die Maßnahme innerhalb einer von ihr bestimmten Frist 
durchgeführt wird. 

(3) Kommt die Stiftung oder ein Stiftungsorgan einer Anordnung der kirchlichen Stiftungsbehörde 
binnen einer von der kirchlichen Stiftungsbehörde gesetzten Frist nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit Zwangsmitteln unter den Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vollstrecken. 

 
§ 8 

Abberufung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung 
(1) 1Hat sich ein Mitglied eines Stiftungsorgans einer groben Pflichtverletzung schuldig gemacht 

oder ist es zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner der Stiftung gegenüber bestehenden 
Pflichten nicht in der Lage, kann die kirchliche Stiftungsbehörde die Abberufung dieses Mitglieds 
und die Berufung eines neuen Mitglieds an dessen Stelle verlangen. 2Sie kann dem Mitglied die 
Wahrnehmung seiner Geschäfte einstweilig untersagen. 

(2) Kommt die Stiftung der nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die Abberufung des Mitglieds verfügen und eine andere Person an 
dessen Stelle berufen. 

(3) 1Wenn der Vorstand oder ein anderes Organ der Stiftung seine Aufgaben nicht wahrnehmen 
kann, weil Mitglieder des Organs fehlen, hat die kirchliche Stiftungsbehörde in dringenden 
Fällen auf Antrag einer oder eines Beteiligten oder von Amts wegen notwendige Maßnahmen zu 
treffen, um die Handlungsfähigkeit des Organs zu gewährleisten. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde ist insbesondere befugt, Organmitglieder befristet zu bestellen oder von der 
satzungsmäßig vorgesehenen Zahl von Organmitgliedern befristet abzuweichen, insbesondere 
indem die kirchliche Stiftungsbehörde einzelne Organmitglieder mit Befugnissen ausstattet, die 
ihnen nach der Satzung nur gemeinsam mit anderen Organmitgliedern zustehen. 

(4) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde kann einem von ihr bestellten Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene Vergütung auf Kosten der Stiftung bewilligen, wenn das Vermögen 
der Stiftung sowie der Umfang und die Bedeutung der zu erledigenden Aufgaben dies 
rechtfertigen. 2Die kirchliche Stiftungsbehörde kann die Bewilligung der Vergütung mit Wirkung 
für die Zukunft ändern oder aufheben. 3Eine solche Vergütung kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde getragen werden. 4Ein solcher Ausnahmefall liegt insbesondere 
vor, wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung die Übernahme der Kosten für die 
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Vergütung nicht erlauben. 5Ändern sich die wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung derart, 
dass sie zur Übernahme der Kosten für die Vergütung wieder in der Lage ist, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die von ihr getragene Vergütung ersetzt verlangen. 

(5) 1Reichen die Befugnisse der kirchlichen Stiftungsbehörde nach diesem Stiftungsgesetz nicht aus, 
um eine dem Willen der Stifterin oder des Stifters entsprechende Verwaltung der Stiftung zu 
gewährleisten oder wiederherzustellen, kann die kirchliche Stiftungsbehörde die Durchführung 
der Beschlüsse und Anordnungen auf Kosten der Stiftung einer Sachwalterin oder einem 
Sachwalter übertragen. 2Deren oder dessen Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

 
§ 9 

Geltendmachung von Ansprüchen 

1Erlangt die kirchliche Stiftungsbehörde von einem Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane begründen könnte, kann 
sie der Stiftung eine vertretungsberechtigte Person zur Klärung der Durchsetzung ihrer Ansprüche 
bestellen. 2Die Kosten entsprechender Maßnahmen trägt die Stiftung. 3§ 8 Absatz 4 Sätze 3, 4 und 5 
gelten entsprechend. 
 

§ 10 
Zustimmungserfordernis 

(1) 1Beschlüsse zur Änderung der Satzung, zur Zulegung oder zur Zusammenlegung der Stiftung 
sowie zur Auflösung der Stiftung bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit unbeschadet der 
staatlichen Genehmigung der schriftlichen Genehmigung durch die kirchliche Stiftungsbehörde. 

2Die Stifterin oder der Stifter ist hierzu nach Möglichkeit anzuhören. 
(2) Für die Aufhebung der Stiftung durch die staatliche Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist zugleich die Zustimmung im Sinne von § 12 Absatz 4 

Stiftungsgesetz NRW. 
 

§ 11 
Mitgliedschaft in Organen 

(1) Die Mitglieder in den Organen Evangelischer Stiftungen müssen das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. 

(2) Der oder die Vorsitzende eines Organs sowie deren oder dessen Stellvertretung müssen 
Kirchenmitglieder im Sinne des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft der 
Evangelischen Kirche in Deutschland sein. 

(3) Mindestens die Hälfte der übrigen Mitglieder muss einer Mitgliedskirche der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehören. 

(4) Auf Einzelantrag kann das Landeskirchenamt von den Erfordernissen der Absätze 2 und 3 
Ausnahmen zulassen, sofern dies nach der Stiftungssatzung nicht ausgeschlossen ist. 

 
§ 12 

Stiftungsverzeichnis, Vertretungsbescheinigung 
(1) 1Die rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen werden in das Stiftungsverzeichnis der Evangelischen 

Kirche von Westfalen aufgenommen. 2Es ist kein öffentliches Stiftungsverzeichnis. 3Eintragungen 
im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung ihrer Richtigkeit. 

(2) 1In das Stiftungsverzeichnis sind folgende Angaben über die kirchlichen Stiftungen 
aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der Anerkennung durch die kirchliche Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 
d) vertretungsberechtigte Organe und Personen sowie  
e) die Art ihrer Vertretungsberechtigung, 
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f) Namen der Mitglieder der Organe, 
g) zuständige staatliche Stiftungsaufsichtsbehörde. 

(3) 2Der kirchlichen Stiftungsbehörde sind von der Stiftung die Angaben zu den Buchstaben a bis f 
sowie deren Änderungen unverzüglich mitzuteilen. 

(4) 1Kirchliche Stiftungen können gemäß § 10 Stiftungsgesetz NRW in das elektronische 
Stiftungsverzeichnis des Landes Nordrhein-Westfalen aufgenommen werden. 2Das 
Einvernehmen im Sinne des § 12 Absatz 5 Satz 1 Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt. 

(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde stellt auf Antrag eine Bescheinigung darüber aus, wer nach 
Maßgabe der Satzung und der von der Stiftung mitgeteilten Angaben zur Vertretung der Stiftung 
berechtigt ist (Vertretungsbescheinigung). 

 
§ 13 

Anfallberechtigung 

1Bei Auflösung oder Aufhebung einer kirchlichen Stiftung fällt das Vermögen für den Fall, dass es an 
einer Bestimmung zur Anfallberechtigung durch die oder aufgrund der Satzung fehlt, an die 
Evangelische Kirche von Westfalen. 2Das Vermögen soll unmittelbar und ausschließlich möglichst für 
die in der Satzung festgelegten Zwecke verwendet werden. 
 

§ 14 
Rechtsweg 

Gegen Maßnahmen der kirchlichen Stiftungsbehörden ist der kirchliche Rechtsweg gegeben. 
 

§ 15 
Untergesetzliche Regelungen 

Die kirchliche Stiftungsbehörde kann die zur Durchführung dieses Stiftungsgesetzes erforderlichen 
Verordnungen und Verwaltungsvorschriften erlassen. 
 

§ 16 
Schriftform 

Soweit dieses Stiftungsgesetz keine besondere Form vorsieht, ist Textform ausreichend. 
 

§ 17 
Evaluation 

Die kirchliche Stiftungsbehörde soll fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des Stiftungsgesetzes die 
Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit einer Überprüfung unterziehen. 
 
 

§ 18 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Stiftungsgesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des bürgerlichen 

Rechts (Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW) vom 15. November 2007 (KABl. 2007 S. 417) außer 
Kraft. 

(3) § 12 tritt am 31. Dezember 2026 außer Kraft. 
(4) Dieses Stiftungsgesetz wird im kirchlichen und staatlichen Amtsblatt veröffentlicht. 
 
 
Bielefeld, … November 2023  Evangelische Kirche von Westfalen 
 Die Kirchenleitung 
 
Az.: 930.12/01 2024 
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Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige Evangelische Stiftungen des bürgerlichen Rechts,
die ihren Sitz im Gebiet der Evangelischen Kirche von Westfalen haben.

(2) 1Evangelische Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes werden vom Landeskirchenamt als
Evangelische Stiftungen anerkannt, wenn sie dem Auftrag der Kirche und ihrer Diakonie
dienen. 2Die Anerkennung wird im Kirchlichen Amtsblatt bekannt gemacht.

§ 2
Stiftungsaufsicht1

(1) Die Evangelischen Stiftungen unterliegen der Aufsicht des Landeskirchenamtes; es
kann sich jederzeit über alle Angelegenheiten der Evangelischen Stiftungen unterrichten.

(2) Das Landeskirchenamt führt die Aufsicht über Evangelische Stiftungen, die sich dem
Diakonischen Werk Rheinland-Westfalen-Lippe angeschlossen haben, mit dessen Unter-
stützung und Beratung.

(3) Durch die Aufsicht soll sichergestellt werden, dass Evangelische Stiftungen ihren
Aufgaben gemäß nach Maßgabe kirchlichen und staatlichen Rechts verwaltet werden.

(4) Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, dem Landeskirchenamt unverzüglich nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres eine Jahresabrechnung mit einer Vermögensübersicht und einen
Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke vorzulegen.

§ 3
Satzungsänderung, Zusammenschluss, Auflösung

(1) Über eine Satzungsänderung, durch die der Stiftungszweck oder die Organisation der
Evangelischen Stiftung nicht wesentlich beeinträchtig wird, ist das Landeskirchenamt zu
unterrichten.

(2) Eine wesentliche Änderung des Stiftungszwecks, der Zusammenschluss der Evange-
lischen Stiftung mit einer anderen Stiftung oder die Auflösung der Evangelischen Stiftung
bedürfen der Zustimmung des Landeskirchenamts.

§ 4
Genehmigungspflichtige Vorhaben

(1) Der Genehmigung durch das Landeskirchenamt bedürfen

1 § 2 Abs. 2 geändert durch Kirchengesetz zur Neufassung des Kirchengesetzes über die Ordnung der diakonischen Arbeit in der
Evangelischen Kirche von Westfalen sowie zur Änderung des Kirchengesetzes über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des
bürgerlichen Rechts vom 19. November 2015.
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a) die Beteiligung der Evangelischen Stiftung an einem wirtschaftlichen Unternehmen,
insbesondere der Beitritt zu Handelsgesellschaften, zu Gesellschaften mit beschränkter
Haftung und zu Erwerbs-, Wirtschafts- und Wohnungsbaugesellschaften;

b) die Übertragung der Verwaltung der Evangelischen Stiftung an Dritte;

c) die Veräußerung oder Belastung von Grundstücken oder sonstigen Vermögenswerten,
wenn der Geschäftswert der beabsichtigten Maßnahme ein Fünftel oder mehr des Stif-
tungsvermögens, mindestens aber 100.000 Euro beträgt.

(2) Über genehmigungspflichtige Vorhaben ist das Landeskirchenamt rechtzeitig zu un-
terrichten.

§ 5
Unterrichtung

Liegen dem Landeskirchenamt Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Verwaltung der
Evangelischen Stiftung gegen gesetzliche Bestimmung oder die Satzung verstoßen wurde,
kann es hierzu Auskunft und die Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen
sowie im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prüfung vornehmen oder auf Kosten
der Evangelischen Stiftung vornehmen lassen.

§ 6
Beanstandung, Anordnung, Ersatzvornahme

(1) 1Das Landeskirchenamt kann Beschlüsse und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die
dem im Stiftungsgeschäft oder in der Stiftungssatzung zum Ausdruck gebrachten Willen
der Stifterin oder des Stifters oder gesetzlichen Regelungen widersprechen, beanstanden
und verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr bestimmten angemessenen Frist aufge-
hoben oder rückgängig gemacht werden. 2Beanstandete Beschlüsse oder Maßnahmen dür-
fen nicht vollzogen werden.

(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebotene Maßnahme, kann das Landes-
kirchenamt anordnen, dass die Maßnahme innerhalb einer von ihr bestimmten angemes-
senen Frist durchgeführt wird.

(3) Kommt die Evangelische Stiftung einer Anordnung nach Absatz 1 oder 2 nicht frist-
gerecht nach, kann das Landeskirchenamt beanstandete Beschlüsse aufheben und ange-
ordnete Maßnahmen auf Kosten der Evangelischen Stiftung durchführen oder durchführen
lassen.

§ 7
Abberufung und Bestellung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung

(1) 1Hat ein Mitglied eines Stiftungsorgans sich einer groben Pflichtverletzung schuldig
gemacht oder ist es zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner der Evangelischen Stif-
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tung gegenüber bestehenden Pflichten nicht in der Lage, so kann das Landeskirchenamt
die Abberufung dieses Mitglieds und die Berufung eines neuen Mitglieds an dessen Stelle
verlangen. 2Es kann dem Mitglied die Wahrnehmung seiner Geschäfte einstweilen unter-
sagen.

(2) Kommt die Evangelische Stiftung binnen einer ihr gesetzten angemessenen Frist der
nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung nicht nach, so kann das Landeskirchenamt
die Abberufung des Mitglieds verfügen und, soweit nicht gemäß §§ 86, 29 BGB die Zu-
ständigkeit des Amtsgerichts gegeben ist, eine andere Person an dessen Stelle berufen.

(3) 1Reichen die Befugnisse des Landeskirchenamts nach den §§ 5, 6 und 7 Absatz 1 oder
2 nicht aus, um eine dem Willen der Stifterin oder des Stifters und den Gesetzen entspre-
chende Verwaltung der Evangelischen Stiftung zu gewährleisten oder wiederherzustellen,
kann es die Durchführung der Beschlüsse und Anordnungen einer Sachwalterin oder einem
Sachwalter übertragen. 2Deren Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer Bestellungs-
urkunde festzulegen.

§ 8
Geltendmachung von Ansprüchen

Erlangt das Landeskirchenamt von einem Sachverhalt Kenntnis, der Schadensersatzan-
sprüche der Evangelischen Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane begründen
könnte, so kann es der Stiftung eine vertretungsberechtigte Person zur Klärung und Durch-
setzung ihrer Ansprüche bestellen.

§ 9
Mitgliedschaft in Organen

(1) In die Organe Evangelischer Stiftungen können berufen werden:

a) Kirchenmitglieder im Sinne des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft der
Evangelischen Kirche in Deutschland1, denen in Verbindung mit dem jeweiligen Recht
der Gliedkirche das Wahlrecht zur Bildung kirchlicher Organe zusteht;

b) ordinierte Amtsträger.

(2) Auf Einzelantrag kann das Landeskirchenamt von den Erfordernissen des Absatzes 1
Ausnahmen zulassen, sofern dies nach der Stiftungssatzung nicht ausgeschlossen ist.

1 Nr. 101
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§ 101

Verwaltung

(1) Für die Verwaltung der Evangelischen Stiftung ist die Verordnung für die kamerale
Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchengemeinden, der Kirchenkreise und der
kirchlichen Verbände in der Evangelischen Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung
kameral)2 oder die Verordnung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der kirchlichen
Körperschaften in der Evangelischen Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung Dop-
pische Fassung)2 sinngemäß anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) 1Evangelische Stiftungen, die ihren Auftrag nach Art eines Geschäftsbetriebes unter
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten wahrnehmen, werden dann ordnungsgemäß ver-
waltet, wenn Bücher nach den Regeln der kaufmännischen Buchführung geführt, Jahres-
abschlüsse aufgestellt und diese Jahresabschlüsse unter Einbeziehung der Buchführung
durch einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (Abschlussprü-
fer) geprüft werden. 2Die Prüfung muss nach den allgemein für die Jahresabschlussprüfung
geltenden Grundsätzen durchgeführt werden und sich insbesondere auf die Ordnungsmä-
ßigkeit des Rechnungswesens und der wirtschaftlichen Verhältnisse erstrecken.

§ 11
Stiftungsverzeichnis

(1) Die anerkannten Evangelischen Stiftungen werden in das Stiftungsverzeichnis der
Evangelischen Kirche von Westfalen aufgenommen.

(2) 1In das Stiftungsverzeichnis sind folgende Angaben über die Evangelischen Stiftungen
aufzunehmen:

a) Name, Sitz und Zweck;

b) Datum der Entstehung und der Anerkennung durch das Landeskirchenamt;

c) vertretungsberechtigte Organe und Personen sowie die Art ihrer Vertretungsberechti-
gung;

d) Namen der Mitglieder der Organe;

e) zuständige staatliche Stiftungsaufsichtsbehörde.

2Dem Landeskirchenamt sind die Angaben zu den Buchstaben a) bis e) sowie deren Än-
derungen unverzüglich mitzuteilen.

1 § 10 Abs. 1 geändert durch Kirchengesetz zur Anpassung von Vorschriften an die Verwaltungsordnung kameral und
Verwaltungsordnung Doppische Fassung vom 23. November 2017.

2 Redaktioneller Hinweis: Die Finanzwesenverordnung vom 24. November 2022 (KABl. 2022 I Nr. 106 S. 274) und die Wirtschafts-
verordnung vom 24. November 2022 (KABl. 2022 I Nr. 107 S. 289), die jeweils am 1. Januar 2023 in Kraft getreten sind, ersetzen
die Verwaltungsordnung Doppische Fassung vom 27. Oktober 2016 (KABl. 2016 S. 317) und die Erstellungsverordnung vom 16.
Juni 2021 (KABl. 2021 I Nr. 54 S. 112) mit Ablauf des 31. Dezember 2022 – siehe § 60 FiVO, § 56 WirtVO.
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(3) 1Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung ihrer Richtig-
keit. 2Die im Stiftungsverzeichnis erfassten Angaben sind allgemein zugänglich.

(4) Das Landeskirchenamt stellt auf Antrag eine Bescheinigung darüber aus, wer nach
Maßgabe der Satzung und der von der Evangelischen Stiftung mitgeteilten Angaben zur
Vertretung der Evangelischen Stiftung berechtigt ist.

§ 12
Rechtsmittel

(1) 1Gegen Entscheidungen des Landeskirchenamtes nach diesem Gesetz kann Wider-
spruch beim Landeskirchenamt eingelegt werden. 2Hilft das Landeskirchenamt dem Wi-
derspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid. 3Diesen erlässt die Kirchenlei-
tung.

(2) 1Nach Zustellung oder Bekanntgabe des Widerspruchsbescheides kann Klage bei der
Verwaltungskammer erhoben werden. 2Diese entscheidet endgültig.

(3) Die Einlegung eines Rechtsmittels hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 13
Kirchliche Behörde

Die nach dem Stiftungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (StiftG NRW) vom
15. Februar 2005 in der jeweils geltenden Fassung zuständige kirchliche Behörde ist das
Landeskirchenamt.

§ 14
Verwaltungsvorschriften

Das Landeskirchenamt kann zu diesem Gesetz Verwaltungsvorschriften erlassen.

§ 15
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt ab dem 1. Januar 2008 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten das Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des
privaten Rechts (StiftG EKvW) vom 4. November 1977 (KABl. 1977 S. 145) und die
Verwaltungsvorschriften zum Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische Stiftungen
des privaten Rechts vom 19. Dezember 1978 (KABl. 1979 S. 43) außer Kraft.
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Anlage 3 
zur Landessynoden-Vorlage 3.6. 

 

1 
 

Neufassung Derzeit gültige Fassung Erläuterungen 

Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts  
(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW) 
Vom … 

Kirchengesetz über rechtsfähige Evangelische 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts  
(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW) 
Vom 15. November 2007 

 

Präambel  

1Gemäß § 12 Absatz 3 Stiftungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Stiftungsgesetz 
NRW) obliegt es den Kirchen, Art und Umfang 
der erforderlichen Regelungen zur Aufsicht 
über die kirchlichen Stiftungen in eigener 
Verantwortung zu treffen. 2Für die 
evangelischen Stiftungen auf dem Gebiet der 
Evangelischen Kirche von Westfalen wird 
daher folgendes Stiftungsgesetz erlassen: 

 Durch die Präambel wird der Bezug zum StiftG 
NRW als Ermächtigungsgrundlage hergestellt. 
 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Dieses Stiftungsgesetz gilt für die 
rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen im Sinne 
des § 11 Stiftungsgesetz NRW, die ihren Sitz im 
Gebiet der Evangelischen Kirche von Westfalen 
haben und gemäß § 12 Absatz 4 
Stiftungsgesetz NRW durch die Evangelische 
Kirche von Westfalen als Evangelische 
Stiftungen anerkannt sind.  
(2) Sie werden als Evangelische Stiftungen 
anerkannt, wenn die Voraussetzungen des § 3 
Absatz 3 erfüllt sind. 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige 
Evangelische Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts, die ihren Sitz im Gebiet der 
Evangelischen Kirche von Westfalen haben. 
(2) 1 Evangelische Stiftungen im Sinne dieses 
Gesetzes werden vom Landeskirchenamt als 
Evangelische Stiftungen anerkannt, wenn sie 
dem Auftrag der Kirche und ihrer Diakonie 
dienen. 2Die Anerkennung wird im Kirchlichen 
Amtsblatt bekannt gemacht. 
 

Der Geltungsbereich wird auf das Gebiet der 
Evangelischen Kirche von Westfalen mit Bezug 
zum StiftG NRW festgelegt (entspricht im 
Wesentlichen § 1 Absatz 1 StiftG EKvW a. F.). 

§ 2 Kirchliche Stiftungsbehörde 
(1) 1Träger der kirchlichen Stiftungsaufsicht ist 
die Evangelische Kirche von Westfalen. 

2Soweit nicht anders bestimmt, ist kirchliche 
Behörde im Sinne des Stiftungsgesetzes NRW 
und kirchliche Stiftungsbehörde im Sinne 

§ 13 Kirchliche Behörde 
Die nach dem Stiftungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (StiftG NRW) vom 15. 
Februar 2005 in der jeweils geltenden Fassung 
zuständige kirchliche Behörde ist das 
Landeskirchenamt. 

Hier wird die kirchliche Stiftungsbehörde im 
Sinne des § 12 Absatz 2 StiftG NRW festgelegt 
(entspricht im Wesentlichen § 13 StiftG EKvW 
a. F.). 
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dieses Stiftungsgesetzes das 
Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche 
von Westfalen. 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde ist 
zuständige Stelle im Rahmen des staatlichen 
Feststellungsverfahrens im Sinne des § 12 
Absatz 2 Stiftungsgesetz NRW. 

 

§ 3 Kirchliche Aufsicht 
(1) Kirchliche Stiftungen unterliegen der 
Aufsicht der kirchlichen Stiftungsbehörde 
(Kirchliche Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde wacht 
insbesondere darüber, dass die kirchlichen 
Stiftungen nach Maßgabe des kirchlichen und 
staatlichen Rechts, des Willens der Stifterin 
oder des Stifters sowie des Stiftungsgeschäfts 
und der Satzung der Stiftung einschließlich der 
Zuordnung zur Kirche verwaltet werden.  
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird durch die 
Verfolgung kirchlicher Zwecke oder die 
Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben, das Maß 
der institutionellen Verbindung mit der Kirche 
und die Besetzung der Organe einschließlich 
der kirchlichen Stiftungsaufsicht 
gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten der 
staatlichen Stiftungsbehörden bleiben 
unberührt. 
(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde führt die 
Aufsicht über rechtsfähige kirchliche 
Stiftungen, die sich dem Diakonischen Werk 
Rheinland-Westfalen-Lippe angeschlossen 

§ 2 Stiftungsaufsicht 
(1)  Die Evangelischen Stiftungen unterliegen 
der Aufsicht des Landeskirchenamtes; es kann 
sich jederzeit über alle Angelegenheiten der 
Evangelischen Stiftungen unterrichten. 
(2) Das Landeskirchenamt führt die Aufsicht 
über Evangelische Stiftungen, die sich dem 
Diakonischen Werk Rheinland-Westfalen-
Lippe angeschlossen haben, mit dessen 
Unterstützung und Beratung. 
(3) Durch die Aufsicht soll sichergestellt 
werden, dass Evangelische Stiftungen ihren 
Aufgaben gemäß nach Maßgabe kirchlichen 
und staatlichen Rechts verwaltet werden. 
(4) Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, dem 
Landeskirchenamt unverzüglich nach Ablauf 
des Geschäftsjahres eine Jahresabrechnung 
mit einer Vermögensübersicht und einen 
Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke 
vorzulegen. 
 

Neu aufgenommen wurde die Vorgabe der 
Beachtung des Stifterwillens sowie der 
kirchlichen Zuordnung. Im Übrigen entspricht 
die Regelung im Wesentlichen § 2 StiftG EKvW 
a. F. Auch die gemeinsame Wahrnehmung der 
Aufsicht mit dem Diakonischen Werk 
Rheinland-Westfalen-Lippe gilt weiterhin für 
die Stiftungen, die diesem angehören. 
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haben, mit dessen Unterstützung und 
Beratung. 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde hat den 
bei Errichtung der Stiftung zum Ausdruck 
gekommenen Willen, hilfsweise den 
mutmaßlichen Willen der Stifterin oder des 
Stifters zu beachten. 2Sie verfolgt ein 
integriertes kirchliches Aufsichtsverständnis, 
welches aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist, und berät und 
unterstützt Stifterinnen und Stifter sowie 
Stiftungen und deren Organe.  
(2) 1Die Intensität der Aufsicht verringert sich, 
wenn die Stiftung über eigene Aufsichtsorgane 
verfügt (gestufte Aufsicht). 2Dadurch werden 
die Selbstständigkeit der Stiftung und die 
Eigenverantwortlichkeit des Handelns der 
Organe der Stiftung gestärkt. 
(3) Die der kirchlichen Stiftungsbehörde zur 
Verfügung stehenden Aufsichtsmittel ergeben 
sich aus den §§ 5 bis 10. 

 Diese Regelung ist neu eingefügt worden. Hier 
wird grundsätzlich festgelegt, wie sich das 
Aufsichtsverständnis der Kirche definiert. In 
Absatz 1 bezieht sich der Terminus 
„integriertes kirchliches Aufsichtsverständnis“ 
auf die nachfolgenden Begriffe „aufgaben-, 
ressourcen- und risikoorientiert“. 
 
In Absatz 2 ist hervorzuheben, dass die 
Eigenverantwortlichkeit der Stiftungen 
gestärkt werden soll. 
 

§ 5 Unterrichtung 
(1) 1Die zuständigen Stiftungsorgane sind 
verpflichtet, die kirchliche Stiftungsbehörde 
unverzüglich über alle wesentlichen Vorgänge 
der Stiftung zu unterrichten. 2Darüber hinaus 
kann sich die kirchliche Stiftungsbehörde 
jederzeit über alle Angelegenheiten der 
kirchlichen Stiftungen unterrichten und 
Berichte anfordern. 

§ 5 Unterrichtung 
Liegen dem Landeskirchenamt Anhaltspunkte 
dafür vor, dass bei der Verwaltung der 
Evangelischen Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmung oder die Satzung verstoßen 
wurde, kann es hierzu Auskunft und die 
Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen sowie im erforderlichen Umfang 
eine weitergehende Prüfung vornehmen oder 

§ 5 StiftG EKvW a.F. sah lediglich ein 
Unterrichtungsrecht der kirchlichen 
Stiftungsbehörde im Falle von Anhaltspunkten 
für Verstöße gegen gesetzliche oder 
Satzungsbestimmungen vor. Dies ist nun in 
den Absätzen 2 und 3 geregelt. Neu 
hinzugekommen ist in Absatz 1 eine 
Unterrichtungspflicht der Stiftung gegenüber 
der kirchlichen Stiftungsbehörde. 
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(2) Liegen der kirchlichen Stiftungsbehörde 
Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der 
Verwaltung der Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung verstoßen 
wurde, kann sie hierzu Auskunft und die 
Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Aufsicht kann sie im erforderlichen Umfang 
eine weitergehende Prüfung vornehmen oder 
auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen. 

auf Kosten der Evangelischen Stiftung 
vornehmen lassen. 
 

§ 6 Prüfung 
(1) 1Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, die 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
anzuwenden und der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf 
Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres 
eine Jahresabrechnung (Einnahmen-
/Ausgabenrechnung und Vermögensrechnung 
beziehungsweise kaufmännischer 
Jahresabschluss) mit einer 
Vermögensübersicht und einen Bericht über 
die Erfüllung der Stiftungszwecke 
(Tätigkeitsbericht) vorzulegen. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere wenn 
vorangegangene Jahresabrechnungen 
beanstandet wurden oder die Stiftung 
wiederholt ihrer Verpflichtung nach Satz 1 
verspätet nachgekommen ist. 3Sie kann auch 
weitere erläuternde Unterlagen zum 
Jahresabschluss anfordern.  

§ 10 Verwaltung 
(1) Für die Verwaltung der Evangelischen 
Stiftung ist die Verordnung für die kamerale 
Vermögens- und Finanzverwaltung der 
Kirchengemeinden, der Kirchenkreise und der 
kirchlichen Verbände in der Evangelischen 
Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung 
kameral) oder die Verordnung für die 
Vermögens- und Finanzverwaltung der 
kirchlichen Körperschaften in der 
Evangelischen Kirche von sinngemäß 
anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist. 
(2) 1 Evangelische Stiftungen, die ihren Auftrag 
nach Art eines Geschäftsbetriebes unter 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
wahrnehmen, werden dann ordnungsgemäß 
verwaltet, wenn Bücher nach den Regeln der 
kaufmännischen Buchführung geführt, 
Jahresabschlüsse aufgestellt und diese 
Jahresabschlüsse unter Einbeziehung der 

 
§ 10 StiftG EKvW a. F. (Verwaltung) ist 
konkretisiert worden:  
 
In Absatz 1 wird verdeutlicht, dass die die 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
anzuwenden sind. Damit wird keine konkrete 
Buchführungsart vorgegeben, und es ist auch 
keine kaufmännische Rechnungslegungspflicht 
im Sinne der §§ 238 ff. HGB gemeint. Es 
werden nur die allgemeinen Grundsätze für 
die Stiftung verpflichtend. 
 
Hierzu gehören:  

• Grundsatz der Richtigkeit und 
Willkürfreiheit: Die Geschäftsvorfälle 
müssen tatsächlich stattgefunden 
haben und objektiv aus den 
Unterlagen hergeleitet werden 
können.  
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(2) 1Wird die Jahresabrechnung einer Stiftung 
durch eine Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine 
vereidigte Buchprüferin, einen vereidigten 
Buchprüfer oder Buchprüfungsgesellschaft 
oder eine vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüferin oder Abschlussprüfer) 
geprüft, hat sich diese Prüfung insbesondere 
auf die Erhaltung des Grundstockvermögens 
und die satzungsmäßige Verwendung der 
Stiftungsmittel zu erstrecken. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde soll in diesem Fall von einer 
nochmaligen Prüfung absehen. 3Sie kann im 
erforderlichen Umfang eine weitergehende 
Prüfung vornehmen oder auf Kosten der 
Stiftung vornehmen lassen. 4Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann bei Stiftungen, die 
jährlich im Wesentlichen gleichbleibende 
Einnahmen und Ausgaben aufweisen, die 
Prüfung der Abrechnungen auch für mehrere 
Jahre zusammenfassen. 
(3) 1Stiftungen, die ihren Auftrag nach Art 
eines Geschäftsbetriebes unter 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
wahrnehmen, haben die Jahresrechnung 
entsprechend Absatz 2 Satz 1 prüfen zu lassen. 

2Bei kleineren Stiftungen oder 
Förderstiftungen ist eine Prüfung durch eine 
unabhängige sachkundige Dritte oder einen 
unabhängigen sachkundigen Dritten 
ausreichend. 

Buchführung durch einen Wirtschaftsprüfer 
oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
(Abschlussprüfer) geprüft werden. 2 Die 
Prüfung muss nach den allgemein für die 
Jahresabschlussprüfung geltenden 
Grundsätzen durchgeführt werden und sich 
insbesondere auf die Ordnungsmäßigkeit des 
Rechnungswesens und der wirtschaftlichen 
Verhältnisse erstrecken. 
 

• Grundsatz der Klarheit und 
Übersichtlichkeit: Die Buchführung 
muss klar und übersichtlich 
durchgeführt werden, sodass auch 
sachverständige Dritte dies 
nachvollziehen können.  

• Grundsatz der Einzelbewertung: Alle 
Vermögensgegenstände müssen 
einzeln bewertet werden. 
Gruppenbewertungen werden aber in 
bestimmten Fällen zugelassen.  

• Grundsatz der Vollständigkeit: Die 
Buchführung muss vollständig, d. h. 
lückenlos sein.  

• Grundsatz der Ordnungsmäßigkeit: 
Alle Geschäftsvorfälle müssen zeitnah 
und chronologisch verbucht werden.  

• Grundsatz der Sicherheit: Alle 
Unterlagen müssen ordnungsgemäß 
archiviert werden.  

• Belegprinzip: Jedem Geschäftsvorfall 
muss ein Beleg zugrunde liegen. 

 
Außerdem wird für die Vorlage der 
Jahresabrechnung eine Frist von zwölf 
Monaten festgelegt. Zu beachten ist die 
„insbesondere“-Regelung in Satz 2. Eine 
Verkürzung der Vorlagefrist ist nicht nur in den 
danach beispielhaft aufgezählten Fällen, 
sondern auch bei weiteren Fallkonstellationen 
möglich. 
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(4) 1Im Tätigkeitsbericht ist auch auf die 
Veränderung bei stiftungsgetragenen 
Einrichtungen sowie auf Chancen und Risiken 
für das Stiftungsvermögen einzugehen. 2Wenn 
der Prüfbericht einen Lagebericht erhält, kann 
auf den Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(5) Die Stiftung soll in ihrer Anlagestrategie 
den Leitfaden für ethisch-nachhaltige 
Geldanlage in der evangelischen Kirche (EKD-
Texte 133) beachten. 
(6) § 7 gilt entsprechend. 

In Absatz 2 wird bei den Anforderungen an die 
Jahresabrechnung differenziert zwischen 
Stiftungen, die ihren Auftrag als 
Geschäftsbetrieb unter 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
wahrnehmen, und kleineren Stiftungen. Bei 
Jahresabrechnungen, die von einem 
Wirtschaftsprüfungsunternehmen geprüft 
sind, entfällt die Prüfungspflicht der 
Stiftungsbehörde. 
 
Der bisherige Bezug zur VwO (jetzt: WirtVO) in 
§ 10 Absatz 1 StiftG EKvW a.F. entfällt. Er sah 
eine analoge Anwendung von Vorschriften, die 
für verfasst-kirchliche Körperschaften gelten, 
für die rechtlich selbstständigen Stiftungen 
vor, der sich in der Praxis als wenig praktikabel 
erwiesen hat und der der mit dem neuen 
Gesetz intendierten Stärkung der 
Eigenständigkeit der Stiftungen widerspricht. 
Eingefügt wurde stattdessen in Absatz 5 als 
Soll-Vorschrift ein Bezug zum Leitfaden für 
ethisch-nachhaltige Geldanlage der EKD als 
eines der Wesensmerkmale evangelischer 
Stiftungen.  

§ 7 Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel 
(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde kann 
Beschlüsse und Maßnahmen der 
Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung zum 
Ausdruck gebrachten Willen der Stifterin oder 
des Stifters widersprechen, beanstanden und 

§ 6 Beanstandung, Anordnung, 
Ersatzvornahme 
(1) 1 Das Landeskirchenamt kann Beschlüsse 
und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die 
dem im Stiftungsgeschäft oder in der 
Stiftungssatzung zum Ausdruck gebrachten 
Willen der Stifterin oder des Stifters oder 

Neu gegenüber § 6 StiftG EKvW a. F. ist der 
Bezug zur Anwendung von Zwangsmitteln 
nach dem Landesvollstreckungsgesetz NRW. 
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verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr 
bestimmten, angemessenen Frist aufgehoben 
oder rückgängig gemacht werden. 

2Beanstandete Beschlüsse oder Maßnahmen 
dürfen nicht vollzogen werden. 3Dies gilt auch, 
wenn sich solche Beschlüsse oder 
Maßnahmen aus einer Prüfung nach § 6 
ergeben. 
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich 
gebotene Maßnahme, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde anordnen, dass die 
Maßnahme innerhalb einer von ihr 
bestimmten Frist durchgeführt wird.  
(3) Kommt die Stiftung oder ein Stiftungsorgan 
einer Anordnung der kirchlichen 
Stiftungsbehörde binnen einer von der 
kirchlichen Stiftungsbehörde gesetzten Frist 
nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen vollstrecken. 

gesetzlichen Regelungen widersprechen, 
beanstanden und verlangen, dass diese 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
angemessenen Frist aufgehoben oder 
rückgängig gemacht werden. 2 Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen nicht 
vollzogen werden. 
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich 
gebotene Maßnahme, kann das 
Landeskirchenamt anordnen, dass die 
Maßnahme innerhalb einer von ihr 
bestimmten angemessenen Frist durchgeführt 
wird. 
(3) Kommt die Evangelische Stiftung einer 
Anordnung nach Absatz 1 oder 2 nicht 
fristgerecht nach, kann das Landeskirchenamt 
beanstandete Beschlüsse aufheben und 
angeordnete Maßnahmen auf Kosten der 
Evangelischen Stiftung durchführen oder 
durchführen lassen. 
 

§ 8 Abberufung von Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) 1Hat sich ein Mitglied eines Stiftungsorgans 
einer groben Pflichtverletzung schuldig 
gemacht oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung gegenüber 
bestehenden Pflichten nicht in der Lage, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde die 
Abberufung dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen Stelle 

§ 7 Abberufung und Bestellung von 
Organmitgliedern, Sachwalterbestellung 
(1) 1 Hat ein Mitglied eines Stiftungsorgans 
sich einer groben Pflichtverletzung schuldig 
gemacht oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Evangelischen 
Stiftung gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, so kann das 
Landeskirchenamt die Abberufung dieses 
Mitglieds und die Berufung eines neuen 

Neu eingefügt wurden die Absätze 3 und 4, 
die ein differenzierteres Vorgehen der 
Stiftungsbehörde gegenüber den 
Stiftungsorganen ermöglichen, etwa für den 
Fall, dass es an Organmitgliedern mangelt. So 
ist jetzt vorgesehen, dass Organmitglieder ggf. 
gegen eine Vergütung mit besonderen 
Befugnissen ausgestattet werden können. Der 
Verweis auf §§ 86, 29 BGB ist entfallen, weil 
dieser Verweis in der Neufassung des BGB 
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verlangen. 2Sie kann dem Mitglied die 
Wahrnehmung seiner Geschäfte einstweilig 
untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach Absatz 1 Satz 
1 getroffenen Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die Abberufung 
des Mitglieds verfügen und eine andere 
Person an dessen Stelle berufen. 
(3) 1Wenn der Vorstand oder ein anderes 
Organ der Stiftung seine Aufgaben nicht 
wahrnehmen kann, weil Mitglieder des Organs 
fehlen, hat die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag einer oder eines 
Beteiligten oder von Amts wegen notwendige 
Maßnahmen zu treffen, um die 
Handlungsfähigkeit des Organs zu 
gewährleisten. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde ist insbesondere befugt, 
Organmitglieder befristet zu bestellen oder 
von der satzungsmäßig vorgesehenen Zahl von 
Organmitgliedern befristet abzuweichen, 
insbesondere indem die kirchliche 
Stiftungsbehörde einzelne Organmitglieder 
mit Befugnissen ausstattet, die ihnen nach der 
Satzung nur gemeinsam mit anderen 
Organmitgliedern zustehen. 
(4) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde kann 
einem von ihr bestellten Organmitglied bei 
oder nach der Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung bewilligen, 
wenn das Vermögen der Stiftung sowie der 
Umfang und die Bedeutung der zu 

Mitglieds an dessen Stelle verlangen. 2 Es kann 
dem Mitglied die Wahrnehmung seiner 
Geschäfte einstweilen untersagen. 
(2) Kommt die Evangelische Stiftung binnen 
einer ihr gesetzten angemessenen Frist der 
nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung 
nicht nach, so kann das Landeskirchenamt die 
Abberufung des Mitglieds verfügen und, 
soweit nicht gemäß §§ 86, 29 BGB die 
Zuständigkeit des Amtsgerichts gegeben ist, 
eine andere Person an dessen Stelle berufen. 
(3) 1 Reichen die Befugnisse des 
Landeskirchenamts nach den §§ 5, 6 und 7 
Absatz 1 oder 2 nicht aus, um eine dem Willen 
der Stifterin oder des Stifters und den 
Gesetzen entsprechende Verwaltung der 
Evangelischen Stiftung zu gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann es die Durchführung 
der Beschlüsse und Anordnungen einer 
Sachwalterin oder einem Sachwalter 
übertragen. 2 Deren Aufgabenbereich und 
Vollmacht sind in einer Bestellungsurkunde 
festzulegen. 

nicht mehr vorgesehen ist, sondern durch eine 
eigenständige Regelung in § 84 c BGB-neu 
ersetzt wurde. 
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erledigenden Aufgaben dies rechtfertigen. 

2Die kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit Wirkung für die 
Zukunft ändern oder aufheben. 3Eine solche 
Vergütung kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde getragen 
werden. 4Ein solcher Ausnahmefall liegt 
insbesondere vor, wenn die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Stiftung die Übernahme der 
Kosten für die Vergütung nicht erlauben. 

5Ändern sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur Übernahme 
der Kosten für die Vergütung wieder in der 
Lage ist, kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die von ihr getragene Vergütung ersetzt 
verlangen. 
(5) 1Reichen die Befugnisse der kirchlichen 
Stiftungsbehörde nach diesem Stiftungsgesetz 
nicht aus, um eine dem Willen der Stifterin 
oder des Stifters entsprechende Verwaltung 
der Stiftung zu gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Durchführung der 
Beschlüsse und Anordnungen auf Kosten der 
Stiftung einer Sachwalterin oder einem 
Sachwalter übertragen. 2Deren oder dessen 
Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

§ 9 Geltendmachung von Ansprüchen 

1Erlangt die kirchliche Stiftungsbehörde von 
einem Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der Stiftung gegen 

§ 8 Geltendmachung von Ansprüchen 
Erlangt das Landeskirchenamt von einem 
Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der Evangelischen 

§ 8 StiftG EKvW a. F. wurde ergänzt um eine 
Kostenregelung entsprechend § 84 c BGB-neu 
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Mitglieder der Stiftungsorgane begründen 
könnte, kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur Klärung der 
Durchsetzung ihrer Ansprüche bestellen. 2Die 
Kosten entsprechender Maßnahmen trägt die 
Stiftung. 3§ 8 Absatz 4 Sätze 3, 4 und 5 gelten 
entsprechend. 

Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane 
begründen könnte, so kann es der Stiftung 
eine vertretungsberechtigte Person zur 
Klärung und Durchsetzung ihrer Ansprüche 
bestellen. 
 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) 1Beschlüsse zur Änderung der Satzung, zur 
Zulegung oder zur Zusammenlegung der 
Stiftung sowie zur Auflösung der Stiftung 
bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit 
unbeschadet der staatlichen Genehmigung 
der schriftlichen Genehmigung durch die 
kirchliche Stiftungsbehörde. 2Die Stifterin oder 
der Stifter ist hierzu nach Möglichkeit 
anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung durch die 
staatliche Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 
entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist 
zugleich die Zustimmung im Sinne von § 12 
Absatz 4 Stiftungsgesetz NRW. 

§ 3 Satzungsänderung, Zusammenschluss, 
Auflösung 
(1) Über eine Satzungsänderung, durch die der 
Stiftungszweck oder die Organisation der 
Evangelischen Stiftung nicht wesentlich 
beeinträchtig wird, ist das Landeskirchenamt 
zu unterrichten. 
(2) Eine wesentliche Änderung des 
Stiftungszwecks, der Zusammenschluss der 
Evangelischen Stiftung mit einer anderen 
Stiftung oder die Auflösung der Evangelischen 
Stiftung bedürfen der Zustimmung des 
Landeskirchenamts. 
 

Entsprechend § 85a Absatz 1 BGB-neu wird 
nun bei Satzungsänderungen nicht mehr 
differenziert zwischen wesentlichen 
Änderungen, die genehmigungspflichtig 
waren, und den übrigen Änderungen, die 
lediglich anzeigepflichtig waren. Nunmehr sind 
alle Satzungsänderungen 
genehmigungspflichtig. 
 
Der Begriff „Zusammenschluss“ wird 
entsprechend §§ 86 ff. BGB-neu ersetzt durch 
„Zulegung“ und „Zusammenlegung“. 
 
Die Anhörung der Stifterin oder des Stifters 
wird festgeschrieben. 
 

§ 11 Mitgliedschaft in Organen 
(1) Die Mitglieder in den Organen 
Evangelischer Stiftungen müssen das 18. 
Lebensjahr vollendet haben. 
(2) Der oder die Vorsitzende eines Organs 
sowie deren oder dessen Stellvertretung 
müssen Kirchenmitglieder im Sinne des 
Kirchengesetzes über die 

§ 9 Mitgliedschaft in Organen 
(1) In die Organe Evangelischer Stiftungen 
können berufen werden: 

a) Kirchenmitglieder im Sinne des 
Kirchengesetzes über die 
Kirchenmitgliedschaft der 
Evangelischen Kirche in Deutschland3, 
denen in Verbindung mit dem 
jeweiligen Recht der Gliedkirche das 

Die Vollendung des 18. Lebensjahrs als 
Mindestaltersgrenze in Absatz 1 dient der 
Klarstellung. Bereits aus § 2 BGB ergibt sich, 
dass erst dann die Volljährigkeit erreicht ist, 
die Voraussetzung für ein eigenständiges 
Handeln im Stiftungsorgan ist. 
 
Die Konfessionszugehörigkeit der 
Organmitglieder wird dahingehend erweitert, 
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Kirchenmitgliedschaft der Evangelischen 
Kirche in Deutschland sein.  
(3) Mindestens die Hälfte der übrigen 
Mitglieder muss einer Mitgliedskirche der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen 
angehören. 
(4) Auf Einzelantrag kann das 
Landeskirchenamt von den Erfordernissen der 
Absätze 2 und 3 Ausnahmen zulassen, sofern 
dies nach der Stiftungssatzung nicht 
ausgeschlossen ist. 

Wahlrecht zur Bildung kirchlicher 
Organe zusteht; 

b) ordinierte Amtsträger. 
(2) Auf Einzelantrag kann das 
Landeskirchenamt von den Erfordernissen des 
Absatzes 1 Ausnahmen zulassen, sofern dies 
nach der Stiftungssatzung nicht 
ausgeschlossen ist. 

dass das Erfordernis der Mitgliedschaft in der 
evangelischen Kirche nicht mehr für sämtliche 
Mitglieder, sondern nur noch für die 
Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden und die 
Stellvertretenden gilt. Für die übrigen 
Mitglieder gilt, dass mindestens die Hälfte 
einer der ACK zugehörigen Kirche angehören 
muss. Über Ausnahmen entscheidet weiterhin 
das Landeskirchenamt. Es erfolgt damit eine 
Öffnung, die den bisherigen 
Ausnahmegenehmigungen Rechnung trägt 
und den Regelungen in anderen 
Landeskirchen entspricht. Das evangelische 
Gepräge der Stiftung bleibt aber bestehen. 

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) 1Die rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen 
werden in das Stiftungsverzeichnis der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 
aufgenommen. 2Es ist kein öffentliches 
Stiftungsverzeichnis. 3Eintragungen im 
Stiftungsverzeichnis begründen nicht die 
Vermutung ihrer Richtigkeit. 
(2) 1In das Stiftungsverzeichnis sind folgende 
Angaben über die kirchlichen Stiftungen 
aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der 
Anerkennung durch die kirchliche 
Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 

§ 11 Stiftungsverzeichnis 
(1) Die anerkannten Evangelischen Stiftungen 
werden in das Stiftungsverzeichnis der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 
aufgenommen. 
(2) 1 In das Stiftungsverzeichnis sind folgende 
Angaben über die Evangelischen Stiftungen 
aufzunehmen: 

a. Name, Sitz und Zweck; 
b. Datum der Entstehung und der 

Anerkennung durch das 
Landeskirchenamt; 

c. vertretungsberechtigte Organe und 
Personen sowie die Art ihrer 
Vertretungsberechtigung; 

d. Namen der Mitglieder der Organe; 
e. zuständige staatliche 

Stiftungsaufsichtsbehörde. 

Neu ist in Absatz 1 der Hinweis, dass es sich 
bei dem kirchlichen Stiftungsverzeichnis nicht 
um ein öffentliches Verzeichnis handelt.  
Damit wird die Abgrenzung von öffentlich 
einsehbaren Verzeichnissen wie z.B. dem 
Handelsregister erreicht. 
 
Die Möglichkeit der Aufnahme in das 
staatliche Stiftungsverzeichnis nach Absatz 3 
entspricht der bisherigen Verwaltungspraxis. 
Das gesetzlich festgeschriebene 
Einvernehmen zur Eintragung in das staatliche 
Stiftungsverzeichnis dient der 
Verwaltungsvereinfachung. 
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d) vertretungsberechtigte Organe und 
Personen sowie  
e) die Art ihrer Vertretungsberechtigung, 
f) Namen der Mitglieder der Organe, 
g) zuständige staatliche 
Stiftungsaufsichtsbehörde. 

2Der kirchlichen Stiftungsbehörde sind von der 
Stiftung die Angaben zu den Buchstaben a bis 
f sowie deren Änderungen unverzüglich 
mitzuteilen. 
(3) 1Kirchliche Stiftungen können gemäß § 10 
Stiftungsgesetz NRW in das elektronische 
Stiftungsverzeichnis des Landes Nordrhein-
Westfalen aufgenommen werden. 2Das 
Einvernehmen im Sinne des § 12 Absatz 5 Satz 
1 Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt.  
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde stellt auf 
Antrag eine Bescheinigung darüber aus, wer 
nach Maßgabe der Satzung und der von der 
Stiftung mitgeteilten Angaben zur Vertretung 
der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 

2 Dem Landeskirchenamt sind die Angaben zu 
den Buchstaben a) bis e) sowie deren 
Änderungen unverzüglich mitzuteilen. 
(3) 1 Eintragungen im Stiftungsverzeichnis 
begründen nicht die Vermutung ihrer 
Richtigkeit. 2 Die im Stiftungsverzeichnis 
erfassten Angaben sind allgemein zugänglich. 
(4) Das Landeskirchenamt stellt auf Antrag 
eine Bescheinigung darüber aus, wer nach 
Maßgabe der Satzung und der von der 
Evangelischen Stiftung mitgeteilten Angaben 
zur Vertretung der Evangelischen Stiftung 
berechtigt ist. 
 

§ 13 Anfallberechtigung 

1Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das Vermögen für den 
Fall, dass es an einer Bestimmung zur 
Anfallberechtigung durch oder aufgrund der 
Satzung fehlt, an die Evangelische Kirche von 
Westfalen. 2Das Vermögen soll unmittelbar 
und ausschließlich möglichst für die in der 
Satzung festgelegten Zwecke verwendet 
werden. 

 Hier wird erstmalig die Anfallberechtigung an 
die Kirche festgelegt für den Fall, dass keine 
andere Bestimmung vorliegt. Dies entspricht 
der neu aufgenommenen ausdrücklichen 
Regelung in § 12 Absatz 6 StiftG NRW. 
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§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörden ist der kirchliche 
Rechtsweg gegeben. 

§ 12 Rechtsmittel 
(1) 1 Gegen Entscheidungen des 
Landeskirchenamtes nach diesem Gesetz kann 
Widerspruch beim Landeskirchenamt 
eingelegt werden. 2 Hilft das 
Landeskirchenamt dem Widerspruch nicht ab, 
so ergeht ein Widerspruchsbescheid. 3 Diesen 
erlässt die Kirchenleitung. 
(2) 1 Nach Zustellung oder Bekanntgabe des 
Widerspruchsbescheides kann Klage bei der 
Verwaltungskammer erhoben werden. 2 Diese 
entscheidet endgültig. 
(3) Die Einlegung eines Rechtsmittels hat keine 
aufschiebende Wirkung. 
 

§ 12 StiftG EKvW a. F. wurde ersetzt durch eine 
allgemeinere Formulierung und dadurch 
erheblich gekürzt. 

§ 15 Untergesetzliche Regelungen 
Die kirchliche Stiftungsbehörde kann die zur 
Durchführung dieses Stiftungsgesetzes 
erforderlichen Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

§ 14 Verwaltungsvorschriften 
Das Landeskirchenamt kann zu diesem Gesetz 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 
 

Zusätzlich zu Verwaltungsvorschriften ist die 
der Erlass von Verordnungen möglich.  
 

§ 16 Schriftform 
Soweit dieses Stiftungsgesetz keine besondere 
Form vorsieht, ist Textform ausreichend. 

 Diese neu einfügte Regelung dient der 
Klarstellung. Im Zuge der Digitalisierung hat 
sich gezeigt, dass die Textform immer größere 
Bedeutung erlangt hat und daher Regeln für 
ihre Gültigkeit erforderlich sind. 

§ 17 Evaluation 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll fünf Jahre 
nach dem Inkrafttreten des Stiftungsgesetzes 
die Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit einer 
Überprüfung unterziehen. 

 Fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten, also 
nach Ablauf des 31.12.2028, soll das Gesetz 
noch einmal auf seine Praktikabilität überprüft 
werden.  
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§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
(1) Dieses Stiftungsgesetz tritt am 1. Januar 
2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten das Kirchengesetz über 
rechtsfähige Evangelische Stiftungen des 
bürgerlichen Rechts  
(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW) vom 15. 
November 2007 (KABl. 2007 S. 417) außer 
Kraft 
(3) § 12 tritt am 31. Dezember 2026 außer 
Kraft. 
(4) Dieses Stiftungsgesetz wird im kirchlichen 
und staatlichen Amtsblatt veröffentlicht. 

§ 15 Inkrafttreten 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt ab dem 1. Januar 
2008 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten das Kirchengesetz über 
rechtsfähige Evangelische Stiftungen des 
privaten Rechts (StiftG EKvW) vom 4. 
November 1977 (KABl. 1977 S. 145) und die 
Verwaltungsvorschriften zum Kirchengesetz 
über rechtsfähige Evangelische Stiftungen des 
privaten Rechts vom 19. Dezember 1978 
(KABl. 1979 S. 43) außer Kraft. 

Absatz 1: Das neue Gesetz soll am 1.1.2024 in 
Kraft treten, gleichzeitig tritt das bisherige 
Gesetz außer Kraft. 
 
Absatz 3: Mit Einführung des Stiftungsregisters 
des Bundes und Ablauf der Übergangsfrist aus 
§ 20 StiftRG (Stiftungsregistergesetz) treten 
die Regelungen des StiftG EKvW zum 
Stiftungsverzeichnis und zur 
Vertretungsbescheinigung außer Kraft. 
 

 Entfallen: 
 
§ 4 Genehmigungspflichtige Vorhaben 
(1) Der Genehmigung durch das 
Landeskirchenamt bedürfen 

a. die Beteiligung der Evangelischen 
Stiftung an einem wirtschaftlichen 
Unternehmen, insbesondere der 
Beitritt zu Handelsgesellschaften, zu 
Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung und zu Erwerbs-, Wirtschafts- 
und Wohnungsbaugesellschaften; 

b. die Übertragung der Verwaltung der 
Evangelischen Stiftung an Dritte; 

c. die Veräußerung oder Belastung von 
Grundstücken oder sonstigen 
Vermögenswerten, wenn der 
Geschäftswert der beabsichtigten 
Maßnahme ein Fünftel oder mehr des 

Die Genehmigungspflicht für bestimmte 
Rechtsgeschäfte (z. B. 
Grundstücksbelastungen, Beteiligungen an 
wirtschaftlichen Unternehmen, s. § 4 StiftG 
EKvW a.F.) entfällt künftig. Es soll dadurch die 
Eigenverantwortlichkeit der Stiftungen 
gestärkt werden (s. auch § 4 StiftG EKvW n.F.). 
Wichtiger als die Genehmigung einzelner 
Vorhaben ist in der stiftungsaufsichtlichen 
Arbeit die Betrachtung der gesamten 
wirtschaftlichen Situation der Stiftung. Diese 
wird durch die Vorlage der Jahresabrechnung 
gewährleistet. Im StiftG NRW sind die 
entsprechenden Genehmigungsvorbehalte 
bzw. Anzeigepflichten ebenfalls gestrichen 
worden. 
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Stiftungsvermögens, mindestens aber 
100.000 Euro beträgt. 

(2) Über genehmigungspflichtige Vorhaben ist 
das Landeskirchenamt rechtzeitig zu 
unterrichten. 
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Rahmenentwurf EKiR  
Stand 06.10.2023 

EKvW 
Stand 26.10.2023 

LLK 
Stand 06.09.2023 

RAHMENENTWURF 

Kirchliche Stiftungsordnung 

(katholisch) 

Kirchliches Stiftungsgesetz 

(evangelisch) 

Kirchengesetz 

über die kirchliche Aufsicht für 

rechtsfähige kirchliche Stiftungen 

(Kirchliches Stiftungsaufsichtsgesetz) 

Vom xx. Januar 2024 

Kirchengesetz über rechtsfähige 

Evangelische Stiftungen des 

bürgerlichen Rechts 

(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG 

EKvW) 

Vom … 

Kirchengesetz über rechtsfähige 

evangelische Stiftungen des 

privaten Rechts in der Lippischen 

Landeskirche (Stiftungsgesetz – 

StiftG) 

Vom xx. November 2023 

Präambel 
Gemäß § 12 Absatz 3 Stiftungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Stiftungsgesetz NRW) obliegt es den 
Kirchen, Art und Umfang der 
erforderlichen Regelungen zur 
Aufsicht über die kirchlichen 
Stiftungen in eigener Verantwortung 
zu treffen. Für die 
katholischen/evangelischen 
Stiftungen im […..] wird daher 
folgende 
Stiftungsordnung/folgendes 
Stiftungsgesetz erlassen: 

Präambel 
Es obliegt den Kirchen, Art und 
Umfang der erforderlichen 
Regelungen zur Aufsicht über die 
kirchlichen Stiftungen in eigener 
Verantwortung zu treffen. Für die 
evangelischen Stiftungen auf dem 
Gebiet der Evangelischen Kirche im 
Rheinland wird daher folgendes 
Stiftungsaufsichtsgesetz erlassen: 

Präambel 

1Gemäß § 12 Absatz 3 
Stiftungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen 
(Stiftungsgesetz NRW) obliegt es den 
Kirchen, Art und Umfang der 
erforderlichen Regelungen zur 
Aufsicht über die kirchlichen 
Stiftungen in eigener Verantwortung 
zu treffen. 2Für die evangelischen 
Stiftungen auf dem Gebiet der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 
wird daher folgendes Stiftungsgesetz 
erlassen: 

Präambel 
Gemäß § 12 Absatz 3 Stiftungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Stiftungsgesetz NRW) obliegt es den 
Kirchen, Art und Umfang der 
erforderlichen Regelungen zur 
Aufsicht über die kirchlichen 
Stiftungen in eigener Verantwortung 
zu treffen. Für die evangelischen 
Stiftungen im Bereich der Lippischen 
Landeskirchen wird daher folgende 
Stiftungsordnung/folgendes 
Stiftungsgesetz erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich 
Diese Stiftungsordnung/dieses 
Stiftungsgesetz gilt für die 
kirchlichen Stiftungen im Sinne des § 
11 Stiftungsgesetz NRW, die ihren 

§ 1 Geltungsbereich 
Dieses Stiftungsgesetz gilt für die 
rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen, 
die ihren Sitz im Gebiet der 
Evangelischen Kirche im Rheinland 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Dieses Stiftungsgesetz gilt für die 
rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen 
im Sinne des § 11 Stiftungsgesetz 
NRW, die ihren Sitz im Gebiet der 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Dieses Stiftungsgesetz gilt für die 
rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen 
im Sinne des § 11 Stiftungsgesetz 
NRW, die ihren Sitz im Gebiet der 
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Sitz im (Erz-) Bistum/in der 
Landeskirche […..] haben und gemäß 
§ 12 Absatz 4 Stiftungsgesetz NRW 
durch das (Erz-)Bistum/Landeskirche 
[……] als kirchlich anerkannt sind 
(katholische Stiftungen/evangelische 
Stiftungen). 

haben und gemäß den jeweiligen 
staatlichen Regelungen durch die 
Evangelische Kirche im Rheinland als 
Evangelische Stiftungen anerkannt 
sind. Es gilt gleichermaßen für 
rechtfähige kirchliche Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, die ihren Sitz in 
der Evangelischen Kirche im Rheinland 
haben. 

Evangelischen Kirche von Westfalen 
haben und gemäß § 12 Absatz 4 
Stiftungsgesetz NRW durch die 
Evangelische Kirche von Westfalen 
als Evangelische Stiftungen 
anerkannt sind.  
(2) Sie werden als Evangelische 
Stiftungen anerkannt, wenn die 
Voraussetzungen des § 3 Absatz 3 
erfüllt sind. 

Lippischen Landeskirche haben und 
gemäß § 12 Abs. 4 Stiftungsgesetz 
NRW als Evangelische Stiftungen 
anerkannt sind.  
(2) Sie werden als Evangelische 
Stiftungen anerkannt, wenn Sie dem 
Auftrag der Kirche und ihrer Diakonie 
dienen. 
 

§ 2 Kirchliche Stiftungsbehörde 
(1) Träger der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht ist das (Erz-
)Bistum/Landeskirche […]. Soweit 
nicht anders bestimmt, ist kirchliche 
Behörde im Sinne des 
Stiftungsgesetzes NRW und 
kirchliche Stiftungsbehörde im Sinne 
dieser Stiftungsordnung/dieses 
Stiftungsgesetzes das (Erz-
)Bischöfliche 
Generalvikariat/Landeskirchenamt 
[…]. 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
ist zuständige Stelle im Rahmen des 
staatlichen Feststellungsverfahrens 
im Sinne des § 12 Absatz 2 
Stiftungsgesetz NRW.  

§ 2 Kirchliche Stiftungsbehörde 
(1) Träger der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht ist die Evangelische 
Kirche im Rheinland. Soweit nicht 
anders bestimmt, ist kirchliche 
Behörde im Sinne der jeweiligen 
landesgesetzlichen Regelung und im 
Sinne dieses Gesetzes die 
Kirchenleitung der Evangelischen 
Kirche im Rheinland.  
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde ist 
zuständige Stelle im Rahmen des 
staatlichen Feststellungsverfahrens im 
Sinne der jeweiligen 
landesgesetzlichen Regelung. 

§ 2 Kirchliche Stiftungsbehörde 
(1) 1Träger der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht ist die Evangelische 
Kirche von Westfalen. 2Soweit nicht 
anders bestimmt, ist kirchliche 
Behörde im Sinne des 
Stiftungsgesetzes NRW und 
kirchliche Stiftungsbehörde im Sinne 
dieses Stiftungsgesetzes das 
Landeskirchenamt der Evangelischen 
Kirche von Westfalen. 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
ist zuständige Stelle im Rahmen des 
staatlichen Feststellungsverfahrens 
im Sinne des § 12 Absatz 2 
Stiftungsgesetz NRW. 

§ 2 Kirchliche Stiftungsbehörde 
(1) Träger der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht ist die Lippische 
Landeskirche. Soweit nicht anders 
bestimmt, ist kirchliche Behörde im 
Sinne des Stiftungsgesetzes NRW 
und im Sinne dieses 
Stiftungsgesetzes das 
Landeskirchenamt der Lippischen 
Landeskirche. 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
ist zuständige Stelle im Rahmen des 
staatlichen Feststellungsverfahrens 
im Sinne des § 12 Absatz 2 
Stiftungsgesetz NRW. 

§ 3 Kirchliche Stiftungsaufsicht 
(1) Kirchliche Stiftungen unterliegen 
der Aufsicht der kirchlichen 

§ 3 Kirchliche Stiftungsaufsicht 
(1) Rechtsfähige kirchliche Stiftungen 
unterliegen der  

§ 3 Kirchliche Aufsicht 
(1) Kirchliche Stiftungen unterliegen 
der Aufsicht der kirchlichen 

§ 3 Kirchliche Aufsicht 
(1) Kirchliche Stiftungen unterliegen 
der  
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Stiftungsbehörde (Kirchliche 
Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
wacht insbesondere darüber, dass 
die kirchlichen Stiftungen nach 
Maßgabe des kirchlichen und 
staatlichen Rechts, dem Willen des 
Stifters sowie des Stiftungsgeschäfts 
und der Satzung der Stiftung 
einschließlich der Zuordnung zur 
Kirche verwaltet werden. 
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird 
durch die Verfolgung kirchlicher 
Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben und dem Maß 
der institutionellen Verbindung mit 
der Kirche einschließlich der 
kirchlichen Stiftungsaufsicht 
gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten 
der staatlichen Stiftungsbehörden 
bleiben unberührt.  
(5) [Evangelische Regelung zum 
Verhältnis Diakonisches Werk] 

Aufsicht der kirchlichen 
Stiftungsbehörde (kirchliche 
Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
wacht insbesondere darüber, dass die 
kirchlichen Stiftungen nach Maßgabe 
des kirchlichen und staatlichen Rechts, 
des Willens der Stifterin oder des 
Stifters sowie des Stiftungsgeschäfts 
und der Satzung der Stiftung 
einschließlich der Zuordnung zur 
Kirche verwaltet werden. Soweit 
weder durch den Stifterwillen noch 
durch die Satzung die Art der 
Kapitalerhaltung konkretisiert ist, 
sollte der Stiftungsvorstand bestrebt 
sein, unter Berücksichtigung der 
Stiftungszwecke das 
Stiftungsgrundstockkapital real zu 
erhalten. 
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird 
durch die Verfolgung kirchlicher 
Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben und das Maß der 
institutionellen und personellen 
Verbindung mit der Kirche 
einschließlich der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten 
der staatlichen Stiftungsbehörden 
bleiben unberührt.  

Stiftungsbehörde (Kirchliche 
Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
wacht insbesondere darüber, dass 
die kirchlichen Stiftungen nach 
Maßgabe des kirchlichen und 
staatlichen Rechts, des Willens der 
Stifterin oder des Stifters sowie des 
Stiftungsgeschäfts und der Satzung 
der Stiftung einschließlich der 
Zuordnung zur Kirche verwaltet 
werden.  
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird 
durch die Verfolgung kirchlicher 
Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben, das Maß der 
institutionellen Verbindung mit der 
Kirche und die Besetzung der Organe 
einschließlich der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten 
der staatlichen Stiftungsbehörden 
bleiben unberührt. 
(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
führt die Aufsicht über rechtsfähige 
kirchliche Stiftungen, die sich dem 
Diakonischen Werk Rheinland-
Westfalen-Lippe angeschlossen 
haben, mit dessen Unterstützung 
und Beratung. 

Aufsicht der kirchlichen 
Stiftungsbehörde (Kirchliche 
Stiftungsaufsicht). 
(2) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
wacht insbesondere darüber, dass 
die kirchlichen Stiftungen nach 
Maßgabe des kirchlichen und 
staatlichen Rechts, des Willens der 
Stifterin oder des Stifters sowie des 
Stiftungsgeschäfts und der Satzung 
der Stiftung einschließlich der 
Zuordnung zur Kirche verwaltet 
werden.  
(3) Die Zuordnung zur Kirche wird 
durch die Verfolgung kirchlicher 
Zwecke oder die Wahrnehmung 
kirchlicher Aufgaben und das Maß 
der institutionellen und personellen 
Verbindung mit der Kirche 
einschließlich der kirchlichen 
Stiftungsaufsicht gewährleistet. 
(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten 
der staatlichen Stiftungsbehörden 
bleiben unberührt.  
(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
führt die Aufsicht über rechtsfähige 
kirchliche Stiftungen, die sich dem 
Diakonischen Werk Rheinland-
Westfalen-Lippe angeschlossen 
haben, mit dessen Unterstützung 
und Beratung. 
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(5) Über kirchliche Stiftungen, die sich 
dem Diakonischen Werk Rheinland-
Westfalen-Lippe angeschlossen haben, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die Aufsicht mit Unterstützung und 
Beratung des Vereins Diakonisches 
Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. 
führen. 
(6) Sofern die entsprechende 
landesrechtliche Regelung dies zulässt, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
auf Antrag einer Stiftung für einen 
bestimmten Teil des 
Grundstockvermögens eine zeitlich 
begrenzte Ausnahme von § 83 c 
Absatz 1 Satz 1 BGB zulassen, wenn 
dadurch die dauernde und nachhaltige 
Erfüllung des Stiftungszwecks nicht 
beeinträchtigt wird. 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
hat den bei Errichtung der Stiftung 
zum Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen 
des Stifters zu beachten. Sie verfolgt 
ein integriertes kirchliches 
Aufsichtsverständnis, welches 
aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist und 
berät und unterstützt Stifter sowie 
Stiftungen und deren Organe. 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde hat 
den bei Errichtung der Stiftung zum 
Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen 
der Stifterin oder des Stifters zu 
beachten. Sie verfolgt ein kirchliches 
Rechtsaufsichtsverständnis, welches 
aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist und 
berät und unterstützt Stifterinnen und 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde 
hat den bei Errichtung der Stiftung 
zum Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen 
der Stifterin oder des Stifters zu 
beachten. 2Sie verfolgt ein 
integriertes kirchliches 
Aufsichtsverständnis, welches 
aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist, und 
berät und unterstützt Stifterinnen 

§ 4 Aufsichtsgrundsätze 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
hat den bei Errichtung der Stiftung 
zum Ausdruck gekommenen Willen, 
hilfsweise den mutmaßlichen Willen 
der Stifterin oder des Stifters zu 
beachten. Sie verfolgt ein kirchliches 
Rechtsaufsichtsverständnis, welches 
aufgaben-, ressourcen- und 
risikoorientiert ausgerichtet ist und 
berät und unterstützt Stifterinnen 
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(2) Im Rahmen einer gestuften 
Aufsicht stärkt sie die 
Selbstständigkeit der Stiftung und 
die Eigenverantwortlichkeit des 
Handelns der Organe der Stiftung. 

Stifter sowie Stiftungen und deren 
Organe.  
(2) Im Rahmen einer gestuften 
Aufsicht stärkt sie die Selbstständigkeit 
der Stiftung und die 
Eigenverantwortlichkeit des Handelns 
der Organe der Stiftung. 

und Stifter sowie Stiftungen und 
deren Organe.  
(2) 1Die Intensität der Aufsicht 
verringert sich, wenn die Stiftung 
über eigene Aufsichtsorgane verfügt 
(gestufte Aufsicht). 2Dadurch werden 
die Selbstständigkeit der Stiftung 
und die Eigenverantwortlichkeit des 
Handelns der Organe der Stiftung 
gestärkt. 
(3) Die der kirchlichen 
Stiftungsbehörde zur Verfügung 
stehenden Aufsichtsmittel ergeben 
sich aus den §§ 5 bis 10. 

und Stifter sowie Stiftungen und 
deren Organe.  
(2) Im Rahmen einer gestuften 
Aufsicht stärkt sie die 
Selbstständigkeit der Stiftung und 
die Eigenverantwortlichkeit des 
Handelns der Organe der Stiftung. 

§ 5 Unterrichtung 
(1) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
alle wesentlichen Vorgänge der 
Stiftung zu unterrichten. Darüber 
hinaus kann sich die kirchliche 
Stiftungsbehörde jederzeit über alle 
Angelegenheiten der kirchlichen 
Stiftungen unterrichten und Berichte 
anfordern. 
(2) Liegen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde Anhaltspunkte 
dafür vor, dass bei der Verwaltung 
der Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung 
verstoßen wurde, kann sie hierzu 

§ 5 Unterrichtung 
(1) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
alle wesentlichen Vorgänge der 
Stiftung zu unterrichten. Darüber 
hinaus kann sich die kirchliche 
Stiftungsbehörde jederzeit über alle 
Angelegenheiten der kirchlichen 
Stiftungen unterrichten lassen und 
Berichte anfordern. 
(2) Liegen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde Anhaltspunkte dafür 
vor, dass bei der Verwaltung der 
Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung 
verstoßen wurde, kann sie hierzu 

§ 5 Unterrichtung 
(1) 1Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
alle wesentlichen Vorgänge der 
Stiftung zu unterrichten. 2Darüber 
hinaus kann sich die kirchliche 
Stiftungsbehörde jederzeit über alle 
Angelegenheiten der kirchlichen 
Stiftungen unterrichten und Berichte 
anfordern. 
(2) Liegen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde Anhaltspunkte 
dafür vor, dass bei der Verwaltung 
der Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung 
verstoßen wurde, kann sie hierzu 

§ 5 Unterrichtung 
(1) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
alle wesentlichen Vorgänge der 
Stiftung zu unterrichten. Darüber 
hinaus kann sich die kirchliche 
Stiftungsbehörde jederzeit über alle 
Angelegenheiten der kirchlichen 
Stiftungen unterrichten und Berichte 
anfordern. 
(2) Liegen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde Anhaltspunkte 
dafür vor, dass bei der Verwaltung 
der Stiftung gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder die Satzung 
verstoßen wurde, kann sie hierzu 
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Auskunft und die Vorlage von 
Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie 
im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 

Auskunft und die Vorlage von 
Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie 
im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 

Auskunft und die Vorlage von 
Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie 
im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 

Auskunft und die Vorlage von 
Unterlagen zur Einsichtnahme 
verlangen. 
(3) Im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Aufsicht kann sie 
im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 

§ 6 Prüfung 
(1) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung 
anzuwenden und der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von 
zwölf Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres eine Jahresrechnung 
(Einnahmen-/Ausgabenrechnung, 
Vermögensübersicht und 
Vermögensrechnung oder 
kaufmännischer Jahresabschluss) 
und einen Tätigkeitsbericht, der 
insbesondere die Erfüllung der 
Stiftungszwecke beinhaltet, 
vorzulegen. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere 
wenn vorangegangene 
Jahresrechnungen beanstandet 
wurden oder die Stiftung wiederholt 
ihrer Verpflichtung nach Satz 1 

§ 6 Prüfung 
(1) Der Stiftungsvorstand ist 
verpflichtet, die Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung 
anzuwenden und der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf 
Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres eine 
Jahresabrechnung (Einnahmen-
/Ausgabenrechnung und 
Vermögensrechnung beziehungsweise 
kaufmännischer Jahresabschluss) mit 
einer Vermögensübersicht und einem 
Tätigkeitsbericht samt Bericht über die 
Erfüllung der Stiftungszwecke 
vorzulegen. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere 
wenn vorangegangene 
Jahresabrechnungen beanstandet 
wurden oder die Stiftung wiederholt 
ihrer Verpflichtung nach Satz 1 

§ 6 Prüfung 
(1) 1Der Stiftungsvorstand ist 
verpflichtet, die Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung 
anzuwenden und der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von 
zwölf Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres eine 
Jahresabrechnung (Einnahmen-
/Ausgabenrechnung und 
Vermögensrechnung 
beziehungsweise kaufmännischer 
Jahresabschluss) mit einer 
Vermögensübersicht und einen 
Bericht über die Erfüllung der 
Stiftungszwecke (Tätigkeitsbericht) 
vorzulegen. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere 
wenn vorangegangene 
Jahresabrechnungen beanstandet 
wurden oder die Stiftung wiederholt 

§ 6 Prüfung 
(1) Der Stiftungsvorstand ist 
verpflichtet, der kirchlichen 
Stiftungsbehörde innerhalb von 
zwölf Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres eine 
Jahresabrechnung (Einnahmen-
/Ausgabenrechnung und 
Vermögensrechnung 
beziehungsweise kaufmännischer 
Jahresabschluss) mit einer 
Vermögensübersicht und einen 
Bericht über die Erfüllung der 
Stiftungszwecke (Tätigkeitsbericht) 
vorzulegen. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann eine kürzere 
Vorlagefrist festlegen, insbesondere 
wenn vorangegangene 
Jahresabrechnungen beanstandet 
wurden oder die Stiftung wiederholt 
ihrer Verpflichtung nach Satz 1 
verspätet nachgekommen ist. Sie 
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verspätet nachgekommen ist. Im 
Tätigkeitsbericht ist auch auf die 
Veränderung bei stiftungstragenden 
Einrichtungen sowie auf Chancen 
und Risiken für das 
Stiftungsvermögen einzugehen. 
Wenn der Prüfungsbericht einen 
Lagebericht enthält, kann auf den 
Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(2) Die Stiftung hat die 
Jahresrechnung unter Einbeziehung 
der Buchführung durch einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
einen vereidigten Buchprüfer oder 
eine Buchprüfungsgesellschaft oder 
eine vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüfer) prüfen zu lassen. 
Die Prüfung hat sich insbesondere 
auf die Erhaltung des 
Grundstockvermögens und die 
satzungsmäßige Verwendung der 
Stiftungsmittel zu erstrecken. 
(3) Die Stiftung kann auf Antrag 
durch vorherige schriftliche 
Zustimmung von der Pflicht zur 
Einbeziehung eines Abschlussprüfers 
befreit werden, wenn das 
Stiftungsvermögen oder der 
Aufwand zur Verwaltung des 
Stiftungsvermögens von geringem 

verspätet nachgekommen ist. Sie kann 
auch weitere erläuternde Unterlagen 
zum Jahresabschluss anfordern. 
(2) Wird die Jahresabrechnung einer 
Stiftung durch eine 
Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine 
vereidigte Buchprüferin oder einen 
vereidigten Buchprüfer oder 
Buchprüfungsgesellschaft oder eine 
vergleichbare Stelle (Abschlussprüferin 
oder Abschlussprüfer) geprüft, hat sich 
diese Prüfung insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens 
und die satzungsmäßige Verwendung 
der Stiftungsmittel zu erstrecken. 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll in 
diesem Fall von einer nochmaligen 
Prüfung absehen. Sie kann im 
erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde kann bei Stiftungen, 
die jährlich im Wesentlich 
gleichbleibende Einnahmen und 
Ausgaben aufweisen, die Prüfung der 
Abrechnungen auch für mehrere Jahre 
zusammenfassen.  

ihrer Verpflichtung nach Satz 1 
verspätet nachgekommen ist. 3Sie 
kann auch weitere erläuternde 
Unterlagen zum Jahresabschluss 
anfordern.  
(2) 1Wird die Jahresabrechnung einer 
Stiftung durch eine 
Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
eine vereidigte Buchprüferin, einen 
vereidigten Buchprüfer oder 
Buchprüfungsgesellschaft oder eine 
vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüferin oder 
Abschlussprüfer) geprüft, hat sich 
diese Prüfung insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens 
und die satzungsmäßige 
Verwendung der Stiftungsmittel zu 
erstrecken. 2Die kirchliche 
Stiftungsbehörde soll in diesem Fall 
von einer nochmaligen Prüfung 
absehen. 3Sie kann im erforderlichen 
Umfang eine weitergehende Prüfung 
vornehmen oder auf Kosten der 
Stiftung vornehmen lassen. 4Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann bei 
Stiftungen, die jährlich im 
Wesentlichen gleichbleibende 
Einnahmen und Ausgaben 

kann auch weitere erläuternde 
Unterlagen zum Jahresabschluss 
anfordern. 
(2) Wird die Jahresabrechnung einer 
Stiftung durch eine 
Wirtschaftsprüferin oder einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
eine vereidigte Buchprüferin oder 
einen vereidigten Buchprüfer oder 
Buchprüfungsgesellschaft oder eine 
vergleichbare Stelle 
(Abschlussprüferin oder 
Abschlussprüfer) geprüft, hat sich 
diese Prüfung insbesondere auf die 
Erhaltung des Grundstockvermögens 
und die satzungsmäßige 
Verwendung der Stiftungsmittel zu 
erstrecken. 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll 
in diesem Fall von einer nochmaligen 
Prüfung absehen. Sie kann im 
erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. Die 
Stiftungsbehörde kann bei 
Stiftungen, die jährlich im 
Wesentlich gleichbleibende 
Einnahmen und Ausgaben 
aufweisen, die Prüfung der 
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Umfang ist. Die Ausnahme kann 
zeitlich befristet werden.  
(4) Wird die Jahresrechnung durch 
einen der in Absatz 2 Satz 1 
genannten Abschlussprüfer geprüft 
und der Prüfungsbericht der 
kirchlichen Stiftungsbehörde 
vorgelegt, soll die kirchliche 
Stiftungsbehörde von einer 
nochmaligen Prüfung absehen. Sie 
kann im erforderlichen Umfang eine 
weitergehende Prüfung vornehmen 
oder auf Kosten der Stiftung 
vornehmen lassen. 
(5) § 7 gilt entsprechend. 

(3) Stiftungen, die ihren Auftrag nach 
Art eines Geschäftsbetriebes unter 
betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wahrnehmen, haben 
die Jahresrechnung entsprechend 
Absatz 2 Satz 1 prüfen zu lassen. Bei 
kleineren Stiftungen oder 
Förderstiftungen ist eine Prüfung 
durch eine unabhängige sachkundige 
Dritte oder einen unabhängigen 
sachkundigen Dritten ausreichend. 
(4) Im Tätigkeitsbericht in der 
Jahresabrechnung ist auch auf die 
Veränderung bei stiftungsgetragenen 
Einrichtungen sowie auf Chancen und 
Risiken für das Stiftungsvermögen 
einzugehen. Wenn der Prüfbericht 
einen Lagebericht erhält, kann auf den 
Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(5) § 7 gilt entsprechend. 

aufweisen, die Prüfung der 
Abrechnungen auch für mehrere 
Jahre zusammenfassen. 
(3) 1Stiftungen, die ihren Auftrag 
nach Art eines Geschäftsbetriebes 
unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wahrnehmen, 
haben die Jahresrechnung 
entsprechend Absatz 2 Satz 1 prüfen 
zu lassen. 2Bei kleineren Stiftungen 
oder Förderstiftungen ist eine 
Prüfung durch eine unabhängige 
sachkundige Dritte oder einen 
unabhängigen sachkundigen Dritten 
ausreichend. 
(4) 1Im Tätigkeitsbericht ist auch auf 
die Veränderung bei 
stiftungsgetragenen Einrichtungen 
sowie auf Chancen und Risiken für 
das Stiftungsvermögen einzugehen. 

2Wenn der Prüfbericht einen 
Lagebericht erhält, kann auf den 
Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(5) Die Stiftung soll in ihrer 
Anlagestrategie den Leitfaden für 
ethisch-nachhaltige Geldanlage in 
der evangelischen Kirche (EKD-Texte 
133) beachten. 
(6) § 7 gilt entsprechend. 
 

Abrechnungen auch für mehrere 
Jahre zusammenfassen.  
(3) Stiftungen, die ihren Auftrag nach 
Art eines Geschäftsbetriebes unter 
betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wahrnehmen, 
haben die Jahresrechnung 
entsprechend Absatz 2 Satz 1 prüfen 
zu lassen. Bei kleineren Stiftungen 
oder Förderstiftungen ist eine 
Prüfung durch eine unabhängige 
sachkundige Dritte oder einen 
unabhängigen sachkundigen Dritten 
ausreichend. 
(4) Im Tätigkeitsbericht ist auch auf 
die Veränderung bei 
stiftungsgetragenen Einrichtungen 
sowie auf Chancen und Risiken für 
das Stiftungsvermögen einzugehen. 
Wenn der Prüfbericht einen 
Lagebericht erhält, kann auf den 
Tätigkeitsbericht verzichtet werden. 
(5) § 7 gilt entsprechend. 
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§ 7 Beanstandung, Anordnung, 
Zwangsmittel 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann Beschlüsse und Maßnahmen 
der Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung 
zum Ausdruck gebrachten Willen des 
Stifters oder gesetzlichen 
Bestimmungen widersprechen, 
beanstanden und verlangen, dass 
diese innerhalb einer von ihr 
bestimmten, angemessenen Frist 
aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden. Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen 
nicht vollzogen werden.  
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine 
rechtlich gebotene Maßnahme, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
Frist durchgeführt wird. 
(3) Kommt die Stiftung oder ein 
Stiftungsorgan einer Anordnung der 
kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen 
Stiftungsbehörde gesetzten Frist 
nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den 
Voraussetzungen des 

§ 7 Beanstandung, Anordnung, 
Zwangsmittel 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann Beschlüsse und Maßnahmen der 
Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung 
zum Ausdruck gebrachten Willen der 
Stifterin oder des Stifters 
widersprechen, beanstanden und 
verlangen, dass diese innerhalb einer 
von ihr bestimmten, angemessenen 
Frist aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden. Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen 
nicht vollzogen werden.  
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine 
rechtlich gebotene Maßnahme, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
Frist durchgeführt wird.  
(3) Kommt die Stiftung oder ein 
Stiftungsorgan einer Anordnung der 
kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen 
Stiftungsbehörde gesetzten Frist nicht 
nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den 
Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

§ 7 Beanstandung, Anordnung, 
Zwangsmittel 
(1) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann Beschlüsse und Maßnahmen 
der Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung 
zum Ausdruck gebrachten Willen der 
Stifterin oder des Stifters 
widersprechen, beanstanden und 
verlangen, dass diese innerhalb einer 
von ihr bestimmten, angemessenen 
Frist aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden. 2Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen 
nicht vollzogen werden. 3Dies gilt 
auch, wenn sich solche Beschlüsse 
oder Maßnahmen aus einer Prüfung 
nach § 6 ergeben. 
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine 
rechtlich gebotene Maßnahme, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
Frist durchgeführt wird.  
(3) Kommt die Stiftung oder ein 
Stiftungsorgan einer Anordnung der 
kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen 
Stiftungsbehörde gesetzten Frist 
nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 

§ 7 Beanstandung, Anordnung, 
Zwangsmittel 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann Beschlüsse und Maßnahmen 
der Stiftungsorgane, die dem in dem 
Stiftungsgeschäft oder in der Satzung 
zum Ausdruck gebrachten Willen der 
Stifterin oder des Stifters 
widersprechen, beanstanden und 
verlangen, dass diese innerhalb einer 
von ihr bestimmten, angemessenen 
Frist aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden. Beanstandete 
Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen 
nicht vollzogen werden.  
(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine 
rechtlich gebotene Maßnahme, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
anordnen, dass die Maßnahme 
innerhalb einer von ihr bestimmten 
Frist durchgeführt wird.  
(3) Kommt die Stiftung oder ein 
Stiftungsorgan einer Anordnung der 
kirchlichen Stiftungsbehörde binnen 
einer von der kirchlichen 
Stiftungsbehörde gesetzten Frist 
nicht nach, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den 
Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
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Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
des jeweiligen Landes, in dem die 
Stiftung ihren Sitz hat, vollstrecken. 

des jeweiligen Landes, in dem die 
Stiftung ihren Sitz hat, vollstrecken. 

Zwangsmitteln unter den 
Voraussetzungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
vollstrecken. 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
vollstrecken. 

§ 8 Abberufung von 
Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) Hat sich ein Mitglied eines 
Stiftungsorgans einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung 
gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Abberufung 
dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen 
Stelle verlangen. Sie kann dem 
Mitglied die Wahrnehmung seiner 
Geschäfte einstweilig untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach 
Absatz 1 Satz 1 getroffenen 
Anordnung nicht binnen einer ihr 
gesetzten angemessenen Frist nach, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die Abberufung des Mitglieds 
verfügen und eine andere Person an 
dessen Stelle berufen. 
(3) Wenn der Vorstand oder ein 
anderes Organ der Stiftung seine 

§ 8 Abberufung von 
Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) Hat sich ein Mitglied eines 
Stiftungsorgans einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung 
gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Abberufung 
dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen Stelle 
verlangen. Sie kann dem Mitglied die 
Wahrnehmung seiner Geschäfte 
einstweilig untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach 
Absatz 1 Satz 1 getroffenen 
Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Abberufung des Mitglieds verfügen 
und eine andere Person an dessen 
Stelle berufen. 
(3) Wenn der Vorstand oder ein 
anderes Organ der Stiftung seine 
Aufgaben nicht wahrnehmen kann, 

§ 8 Abberufung von 
Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) 1Hat sich ein Mitglied eines 
Stiftungsorgans einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung 
gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Abberufung 
dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen 
Stelle verlangen. 2Sie kann dem 
Mitglied die Wahrnehmung seiner 
Geschäfte einstweilig untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach 
Absatz 1 Satz 1 getroffenen 
Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Abberufung des Mitglieds verfügen 
und eine andere Person an dessen 
Stelle berufen. 
(3) 1Wenn der Vorstand oder ein 
anderes Organ der Stiftung seine 
Aufgaben nicht wahrnehmen kann, 

§ 8 Abberufung von 
Organmitgliedern, 
Sachwalterbestellung 
(1) Hat sich ein Mitglied eines 
Stiftungsorgans einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung seiner der Stiftung 
gegenüber bestehenden Pflichten 
nicht in der Lage, kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde die Abberufung 
dieses Mitglieds und die Berufung 
eines neuen Mitglieds an dessen 
Stelle verlangen. Sie kann dem 
Mitglied die Wahrnehmung seiner 
Geschäfte einstweilig untersagen.  
(2) Kommt die Stiftung der nach 
Absatz 1 Satz 1 getroffenen 
Anordnung nicht nach, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Abberufung des Mitglieds verfügen 
und eine andere Person an dessen 
Stelle berufen. 
(3) Wenn der Vorstand oder ein 
anderes Organ der Stiftung seine 
Aufgaben nicht wahrnehmen kann, 
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Aufgaben nicht wahrnehmen kann, 
weil Mitglieder des Organs fehlen, 
hat die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag eines 
Beteiligten oder von Amts wegen 
notwendige Maßnahmen zu treffen, 
um die Handlungsfähigkeit des 
Organs zu gewährleisten. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde ist 
insbesondere befugt, 
Organmitglieder befristet zu 
bestellen oder von der 
satzungsmäßig vorgesehenen Zahl 
von Organmitgliedern befristet 
abzuweichen, insbesondere indem 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
einzelne Organmitglieder mit 
Befugnissen ausstattet, die ihnen 
nach der Satzung nur gemeinsam mit 
anderen Organmitgliedern zustehen. 
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann einem von ihr bestellten 
Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung 
bewilligen, wenn das Vermögen der 
Stiftung sowie der Umfang und die 
Bedeutung der zu erledigenden 
Aufgaben dies rechtfertigen. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit 

weil Mitglieder des Organs fehlen, hat 
die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag einer 
Beteiligen oder eines Beteiligten oder 
von Amts wegen notwendige 
Maßnahmen zu treffen, um die 
Handlungsfähigkeit des Organs zu 
gewährleisten. Die kirchliche 
Stiftungsbehörde ist insbesondere 
befugt, Organmitglieder befristet zu 
bestellen oder von der satzungsmäßig 
vorgesehenen Zahl von 
Organmitgliedern befristet 
abzuweichen, insbesondere indem die 
kirchliche Stiftungsbehörde einzelne 
Organmitglieder mit Befugnissen 
ausstattet, die ihnen nach der Satzung 
nur gemeinsam mit anderen 
Organmitgliedern zustehen. 
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann einem von ihr bestellten 
Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung 
bewilligen, wenn das Vermögen der 
Stiftung sowie der Umfang und die 
Bedeutung der zu erledigenden 
Aufgaben dies rechtfertigen. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit 
Wirkung für die Zukunft ändern oder 

weil Mitglieder des Organs fehlen, 
hat die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag einer 
oder eines Beteiligten oder von Amts 
wegen notwendige Maßnahmen zu 
treffen, um die Handlungsfähigkeit 
des Organs zu gewährleisten. 2Die 
kirchliche Stiftungsbehörde ist 
insbesondere befugt, 
Organmitglieder befristet zu 
bestellen oder von der 
satzungsmäßig vorgesehenen Zahl 
von Organmitgliedern befristet 
abzuweichen, insbesondere indem 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
einzelne Organmitglieder mit 
Befugnissen ausstattet, die ihnen 
nach der Satzung nur gemeinsam mit 
anderen Organmitgliedern zustehen. 
(4) 1Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann einem von ihr bestellten 
Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung 
bewilligen, wenn das Vermögen der 
Stiftung sowie der Umfang und die 
Bedeutung der zu erledigenden 
Aufgaben dies rechtfertigen. 2Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit 
Wirkung für die Zukunft ändern oder 

weil Mitglieder des Organs fehlen, 
hat die kirchliche Stiftungsbehörde in 
dringenden Fällen auf Antrag einer 
oder eines Beteiligten oder von Amts 
wegen notwendige Maßnahmen zu 
treffen, um die Handlungsfähigkeit 
des Organs zu gewährleisten. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde ist 
insbesondere befugt, 
Organmitglieder befristet zu 
bestellen oder von der 
satzungsmäßig vorgesehenen Zahl 
von Organmitgliedern befristet 
abzuweichen, insbesondere indem 
die kirchliche Stiftungsbehörde 
einzelne Organmitglieder mit 
Befugnissen ausstattet, die ihnen 
nach der Satzung nur gemeinsam mit 
anderen Organmitgliedern zustehen. 
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
kann einem von ihr bestellten 
Organmitglied bei oder nach der 
Bestellung eine angemessene 
Vergütung auf Kosten der Stiftung 
bewilligen, wenn das Vermögen der 
Stiftung sowie der Umfang und die 
Bedeutung der zu erledigenden 
Aufgaben dies rechtfertigen. Die 
kirchliche Stiftungsbehörde kann die 
Bewilligung der Vergütung mit 
Wirkung für die Zukunft ändern oder 
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Wirkung für die Zukunft ändern oder 
aufheben. Eine solche Vergütung 
kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde 
getragen werden. Ein solcher 
Ausnahmefall liegt insbesondere vor, 
wenn die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Stiftung die 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung nicht erlauben. Ändern 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung wieder in der Lage ist, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die von ihr getragene Vergütung 
ersetzt verlangen. 
(5) Reichen die Befugnisse der 
kirchlichen Stiftungsbehörde nach 
dieser Stiftungsordnung/diesem 
Stiftungsgesetz nicht aus, um eine 
dem Willen des Stifters und den 
Gesetzen entsprechende Verwaltung 
der Stiftung zu gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Durchführung der Beschlüsse und 
Anordnungen auf Kosten der Stiftung 
einem Sachwalter übertragen. 
Dessen Aufgabenbereich und 

aufheben. Eine solche Vergütung kann 
in Ausnahmefällen auch von der 
kirchlichen Stiftungsbehörde getragen 
werden. Ein solcher Ausnahmefall liegt 
insbesondere vor, wenn die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Stiftung die Übernahme der Kosten für 
die Vergütung nicht erlauben. Ändern 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung wieder in der Lage ist, kann 
die kirchliche Stiftungsbehörde die von 
ihr getragene Vergütung ersetzt 
verlangen. 
(5) Reichen die Befugnisse der 
kirchlichen Stiftungsbehörde nach 
diesem Stiftungsgesetz nicht aus, um 
eine dem Willen der Stifterin oder des 
Stifters entsprechende Verwaltung der 
Stiftung zu gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Durchführung der Beschlüsse und 
Anordnungen auf Kosten der Stiftung 
einem Sachwalter übertragen. Dessen 
Aufgabenbereich und Vollmacht sind 
in einer Bestellungsurkunde 
festzulegen. 

aufheben. 3Eine solche Vergütung 
kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde 
getragen werden. 4Ein solcher 
Ausnahmefall liegt insbesondere vor, 
wenn die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Stiftung die 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung nicht erlauben. 5Ändern 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung wieder in der Lage ist, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die von ihr getragene Vergütung 
ersetzt verlangen. 
(5) 1Reichen die Befugnisse der 
kirchlichen Stiftungsbehörde nach 
diesem Stiftungsgesetz nicht aus, um 
eine dem Willen der Stifterin oder 
des Stifters entsprechende 
Verwaltung der Stiftung zu 
gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Durchführung der Beschlüsse und 
Anordnungen auf Kosten der Stiftung 
einer Sachwalterin oder einem 
Sachwalter übertragen. 2Deren oder 
dessen Aufgabenbereich und 

aufheben. Eine solche Vergütung 
kann in Ausnahmefällen auch von 
der kirchlichen Stiftungsbehörde 
getragen werden. Ein solcher 
Ausnahmefall liegt insbesondere vor, 
wenn die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Stiftung die 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung nicht erlauben. Ändern 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Stiftung derart, dass sie zur 
Übernahme der Kosten für die 
Vergütung wieder in der Lage ist, 
kann die kirchliche Stiftungsbehörde 
die von ihr getragene Vergütung 
ersetzt verlangen. 
(5) Reichen die Befugnisse der 
kirchlichen Stiftungsbehörde nach 
diesem Stiftungsgesetz nicht aus, um 
eine dem Willen der Stifterin oder 
des Stifters entsprechende 
Verwaltung der Stiftung zu 
gewährleisten oder 
wiederherzustellen, kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde die 
Durchführung der Beschlüsse und 
Anordnungen auf Kosten der Stiftung 
einer Sachwalterin oder einem 
Sachwalter übertragen. Deren oder 
dessen Aufgabenbereich und 



Anlage 4 
zur Landessynoden-Vorlage 3.6. 

 

13 

Rahmenentwurf EKiR  
Stand 06.10.2023 

EKvW 
Stand 26.10.2023 

LLK 
Stand 06.09.2023 

Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

Vollmacht sind in einer 
Bestellungsurkunde festzulegen. 

§ 9 Geltendmachung von 
Ansprüchen 
Erlangt die kirchliche 
Stiftungsbehörde von einem 
Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der 
Stiftung gegen Mitglieder der 
Stiftungsorgane begründen könnte, 
kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur 
Klärung durch Durchsetzung ihrer 
Ansprüche bestellen. Die Kosten 
entsprechender Maßnahmen trägt 
die Stiftung. § 8 Absatz 4 Satz 3, 4 
und 5 gelten entsprechend. 

§ 9 Geltendmachung von Ansprüchen 
Erlangt die kirchliche Stiftungsbehörde 
von einem Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der Stiftung 
gegen Mitglieder der Stiftungsorgane 
begründen könnte, kann sie der 
Stiftung eine vertretungsberechtigte 
Person zur Klärung der Durchsetzung 
ihrer Ansprüche bestellen. Die Kosten 
entsprechender Maßnahmen trägt die 
Stiftung. § 8 Absatz 4 S. 3, 4 gelten 
entsprechend. 

§ 9 Geltendmachung von 
Ansprüchen 

1Erlangt die kirchliche 
Stiftungsbehörde von einem 
Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der 
Stiftung gegen Mitglieder der 
Stiftungsorgane begründen könnte, 
kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur 
Klärung der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche bestellen. 2Die Kosten 
entsprechender Maßnahmen trägt 
die Stiftung. 3§ 8 Absatz 4 Sätze 3, 4 
und 5 gelten entsprechend. 

§ 9 Geltendmachung von 
Ansprüchen 
Erlangt die kirchliche 
Stiftungsbehörde von einem 
Sachverhalt Kenntnis, der 
Schadensersatzansprüche der 
Stiftung gegen Mitglieder der 
Stiftungsorgane begründen könnte, 
kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur 
Klärung der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche bestellen. Die Kosten 
entsprechender Maßnahmen trägt 
die Stiftung. § 8 Abs. 4 S. 3, 4 und 5 
gelten entsprechend. 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) Beschlüsse zur Änderung der 
Satzung, zur Zulegung oder zur 
Zusammenlegung der Stiftung sowie 
zur Auflösung der Stiftung bedürfen 
zu ihrer Rechtswirksamkeit 
unbeschadet der staatlichen 
Genehmigung der schriftlichen 
Genehmigung durch die kirchliche 
Stiftungsbehörde. Der Stifter ist 
hierzu nach Möglichkeit anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung 
durch die staatliche 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) Beschlüsse zur Änderung der 
Satzung, zur Zulegung oder zur 
Zusammenlegung der Stiftung sowie 
zur Auflösung der Stiftung bedürfen zu 
ihrer Rechtswirksamkeit unbeschadet 
der staatlichen Genehmigung der 
schriftlichen Genehmigung durch die 
kirchliche Stiftungsbehörde. Die 
Stifterin oder der Stifter ist hierzu nach 
Möglichkeit anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung 
durch die staatliche Stiftungsbehörde 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) 1Beschlüsse zur Änderung der 
Satzung, zur Zulegung oder zur 
Zusammenlegung der Stiftung sowie 
zur Auflösung der Stiftung bedürfen 
zu ihrer Rechtswirksamkeit 
unbeschadet der staatlichen 
Genehmigung der schriftlichen 
Genehmigung durch die kirchliche 
Stiftungsbehörde. 2Die Stifterin oder 
der Stifter ist hierzu nach 
Möglichkeit anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung 
durch die staatliche 

§ 10 Zustimmungserfordernis 
(1) Beschlüsse zur Änderung der 
Satzung, zur Zulegung oder zur 
Zusammenlegung der Stiftung sowie 
zur Auflösung der Stiftung bedürfen 
zu ihrer Rechtswirksamkeit 
unbeschadet der staatlichen 
Genehmigung der schriftlichen 
Genehmigung durch die kirchliche 
Stiftungsbehörde.  Die Stifterin oder 
der Stifter ist hierzu nach 
Möglichkeit anzuhören.  
(2) Für die Aufhebung der Stiftung 
durch die staatliche 
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Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 
entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 
ist zugleich die Zustimmung im Sinne 
von § 12 Absatz 4 Stiftungsgesetz 
NRW. 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist 
zugleich die Zustimmung im Sinne der 
jeweiligen landesgesetzlichen 
Regelungen. 

Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 
entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 
ist zugleich die Zustimmung im Sinne 
von § 12 Absatz 4 Stiftungsgesetz 
NRW. 

Stiftungsbehörde gilt Absatz 1 
entsprechend. 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 
ist zugleich die Zustimmung im Sinne 
von § 12 Abs. 4 Stiftungsgesetz NRW. 

§ 11 Genehmigungsbedürftige 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
(1) Zu ihrer Rechtswirksamkeit 
bedürfen der schriftlichen 
Genehmigung der kirchlichen 
Stiftungsbehörde neben den in § 10 
genannten Beschlüssen: 
a) Erwerb, Belastung, Veräußerung 
von Grundstücken und Aufgabe des 
Eigentums an Grundstücken sowie 
Erwerb, Änderung, Veräußerung und 
Aufgabe von Rechten an 
Grundstücken. Dies gilt nicht für die 
Zustimmung zur Veräußerung und 
Belastung von Erbbaurechten; 
b) Abgabe von Bürgschafts-, 
Patronats- oder 
Garantieerklärungen; 
c) Übertragung, Übernahme oder 
Schließung von Anstalten oder 
Einrichtungen; 
d) Gründung und Auflösung von 
Gesellschaften sowie Erwerb und die 
Veräußerung von 
Gesellschaftsbeteiligungen; 

§ 11 Genehmigungsbedürftige 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
( 1 ) Der aufsichtlichen Genehmigung 
bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit: 
a) die Gründung und die Auflösung 
von Gesellschaften, der Erwerb und 
die Veränderung von Beteiligungen 
daran; ausgenommen sind der Erwerb 
oder der Verkauf von Beteiligungen an 
Gesellschaften im Rahmen der 
ordentlichen Vermögensverwaltung, 
 
b) die Veräußerung oder Belastung 
von Grundstücken oder 
grundstücksgleichen Rechten. 
(2) Die Genehmigung im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe a) kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde von der 
Erstreckung aufsichtsrechtlicher 
Regelungen auf die Gesellschaft 
abhängig machen. 
(3) Zum Zwecke der 
Verfahrensvereinfachung kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde für 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte nach 

§ 11 Mitgliedschaft in Organen 
(1) Die Mitglieder in den Organen 
Evangelischer Stiftungen müssen das 
18. Lebensjahr vollendet haben. 
(2) Der oder die Vorsitzende eines 
Organs sowie deren oder dessen 
Stellvertretung müssen 
Kirchenmitglieder im Sinne des 
Kirchengesetzes über die 
Kirchenmitgliedschaft der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
sein.  
(3) Mindestens die Hälfte der 
übrigen Mitglieder muss einer 
Mitgliedskirche der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher 
Kirchen angehören. 
(4) Auf Einzelantrag kann das 
Landeskirchenamt von den 
Erfordernissen der Absätze 2 und 3 
Ausnahmen zulassen, sofern dies 
nach der Stiftungssatzung nicht 
ausgeschlossen ist. 

§ 11 Genehmigungsbedürftige 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
( 1 ) Der aufsichtlichen Genehmigung 
bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit: 
a) die Gründung und die Auflösung 
von Gesellschaften, der Erwerb und 
die Veränderung von Beteiligungen 
daran; ausgenommen sind der 
Erwerb oder der Verkauf von 
Beteiligungen an Gesellschaften im 
Rahmen der ordentlichen 
Vermögensverwaltung; 
 b) Erwerb, Belastung, Veräußerung 
von Grundstücken und Aufgabe des 
Eigentums an Grundstücken sowie 
Erwerb, Änderung, Veräußerung und 
Aufgabe von Rechten an 
Grundstücken. 
2) Die Genehmigung im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe a) kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde von der 
Erstreckung aufsichtsrechtlicher 
Regelungen auf die Gesellschaft 
abhängig machen. 
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e) Rechtsgeschäfte, die der zur 
Vertretung der Stiftung Befugte im 
Namen der Stiftung mit sich im 
eigenen Namen oder als Vertreter 
eines Dritten vornimmt. 
(2) Die Genehmigung im Sinne von 
Absatz 1 lit. d) kann die kirchliche 
Stiftungsbehörde von der 
Erstreckung aufsichtsrechtlicher 
Regelungen auf die Gesellschaft 
abhängig machen. 
(3) Zum Zwecke der 
Verfahrensvereinfachung kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde für 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
nach Absatz 1 die Zustimmung 
bereits im Voraus schriftlich erteilen. 
Diese Zustimmung kann von der 
Erfüllung von Auflagen abhängig 
gemacht werden. 

Absatz 1 die Zustimmung bereits im 
Voraus schriftlich erteilen. Diese 
Zustimmung kann von der Erfüllung 
von Auflagen abhängig gemacht 
werden. 
 

(3) Zum Zwecke der 
Verfahrensvereinfachung kann die 
kirchliche Stiftungsbehörde für 
Rechtsgeschäfte und Rechtsakte 
nach Absatz 1 die Zustimmung 
bereits im Voraus schriftlich erteilen. 
Diese Zustimmung kann von der 
Erfüllung von Auflagen abhängig 
gemacht werden.  

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
führt kein öffentliches 
Stiftungsverzeichnis.  
(2) Kirchliche Stiftungen können 
gemäß § 10 Stiftungsgesetz NRW in 
das elektronische 
Stiftungsverzeichnis des Landes 
Nordrhein-Westfalen aufgenommen 
werden. Das Einvernehmen im Sinne 

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) Die rechtsfähigen kirchlichen 
Stiftungen werden in das 
Stiftungsverzeichnis der Evangelischen 
Kirche im Rheinland aufgenommen. Es 
ist kein öffentliches 
Stiftungsverzeichnis. Eintragungen im 
Stiftungsverzeichnis begründen nicht 
die Vermutung ihrer Richtigkeit. 
(2) In das Stiftungsverzeichnis sind 

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) 1Die rechtsfähigen kirchlichen 
Stiftungen werden in das 
Stiftungsverzeichnis der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 
aufgenommen. 2Es ist kein 
öffentliches Stiftungsverzeichnis. 

3Eintragungen im 
Stiftungsverzeichnis begründen nicht 
die Vermutung ihrer Richtigkeit. 

§ 12 Stiftungsverzeichnis, 
Vertretungsbescheinigung 
(1) Die rechtsfähigen kirchlichen 
Stiftungen werden in das 
Stiftungsverzeichnis der Lippischen 
Landeskirche aufgenommen. Es ist 
kein öffentliches 
Stiftungsverzeichnis. Eintragungen 
im Stiftungsverzeichnis begründen 
nicht die Vermutung ihrer 
Richtigkeit. 
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des § 12 Absatz 5 Satz 1 
Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt.  
(2) [evangelische Regelung] 
(3) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
stellt auf Antrag den kirchlichen 
Stiftungen eine Bescheinigung 
darüber aus, wer nach Maßgabe der 
Satzung und der von der Stiftung 
mitgeteilten Angaben zur Vertretung 
der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 
(4) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
die personelle Zusammensetzung 
der Organe der Stiftung 
einschließlich des Vorsitz und 
stellvertretenden Vorsitz und jede 
Änderung derselben zu unterrichten. 

folgende Angaben über die kirchlichen 
Stiftungen aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der 
Anerkennung durch die kirchliche 
Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 
d) zuständige staatliche 
Stiftungsbehörde, 
e) vertretungsberechtigte Organe und 
Personen sowie die Art ihrer 
Vertretungsberechtigung, 
f) Namen und Anschriften der 
Mitglieder der Organe. 
(3) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
die personelle Zusammensetzung der 
Organe der Stiftung einschließlich des 
Vorsitzes und stellvertretenden 
Vorsitzes und jede Änderung 
derselben zu unterrichten. 
(4) Kirchliche Stiftungen können 
gemäß den jeweiligen 
landesgesetzlichen Regelungen in das 
elektronische Stiftungsverzeichnis des 
jeweiligen Landes aufgenommen 
werden. Das Einvernehmen der 
kirchlichen Stiftungsbehörde im Sinne 
der jeweiligen landesgesetzlichen 
Regelung gilt als erteilt.  

(2) 1In das Stiftungsverzeichnis sind 
folgende Angaben über die 
kirchlichen Stiftungen aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der 
Anerkennung durch die kirchliche 
Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 
d) vertretungsberechtigte Organe 
und Personen sowie  
e) die Art ihrer 
Vertretungsberechtigung, 
f) Namen der Mitglieder der Organe, 
g) zuständige staatliche 
Stiftungsaufsichtsbehörde. 

2Der kirchlichen Stiftungsbehörde 
sind von der Stiftung die Angaben zu 
den Buchstaben a bis f sowie deren 
Änderungen unverzüglich 
mitzuteilen. 
(3) 1Kirchliche Stiftungen können 
gemäß § 10 Stiftungsgesetz NRW in 
das elektronische 
Stiftungsverzeichnis des Landes 
Nordrhein-Westfalen aufgenommen 
werden. 2Das Einvernehmen im 
Sinne des § 12 Absatz 5 Satz 1 
Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt.  
(4) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
stellt auf Antrag eine Bescheinigung 
darüber aus, wer nach Maßgabe der 

(2) In das Stiftungsverzeichnis sind 
folgende Angaben über die 
kirchlichen Stiftungen aufzunehmen: 
a) Name, Sitz und Zweck, 
b) Datum der Entstehung und der 
Anerkennung durch die kirchliche 
Stiftungsaufsicht, 
c) aktuelle Stiftungssatzung, 
d) zuständige staatliche 
Stiftungsaufsichtsbehörde, 
e) vertretungsberechtigte Organe 
und Personen sowie die Art ihrer 
Vertretungsberechtigung, 
f) Namen der Mitglieder der Organe. 
(3) Die zuständigen Stiftungsorgane 
sind verpflichtet, die kirchliche 
Stiftungsbehörde unverzüglich über 
die personelle Zusammensetzung 
der Organe der Stiftung 
einschließlich des Vorsitz und 
stellvertretenden Vorsitz und jede 
Änderung derselben zu unterrichten. 
(4) Kirchliche Stiftungen können 
gemäß § 10 Stiftungsgesetz NRW in 
das elektronische 
Stiftungsverzeichnis des Landes 
Nordrhein-Westfalen aufgenommen 
werden. Das Einvernehmen der 
kirchlichen Stiftungsbehörde im 
Sinne des § 12 Abs. 5 S. 1 
Stiftungsgesetz NRW gilt als erteilt.  



Anlage 4 
zur Landessynoden-Vorlage 3.6. 

 

17 

Rahmenentwurf EKiR  
Stand 06.10.2023 

EKvW 
Stand 26.10.2023 

LLK 
Stand 06.09.2023 

(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
stellt für nicht dem 
Stiftungsregistergesetz unterliegenden 
Stiftungen auf Antrag eine 
Bescheinigung darüber aus, wer nach 
Maßgabe der Satzung und der von der 
Stiftung mitgeteilten Angaben zur 
Vertretung der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 

Satzung und der von der Stiftung 
mitgeteilten Angaben zur Vertretung 
der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 

(5) Die kirchliche Stiftungsbehörde 
stellt auf Antrag eine Bescheinigung 
darüber aus, wer nach Maßgabe der 
Satzung und der von der Stiftung 
mitgeteilten Angaben zur Vertretung 
der Stiftung berechtigt ist 
(Vertretungsbescheinigung). 
 

§ 13 Anfallberechtigung 
Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das 
Vermögen für den Fall, dass es an 
einer Bestimmung zur 
Anfallberechtigung durch oder 
aufgrund der Satzung fehlt, an das 
(Erz-)Bistum/die Landeskirche, 
das/die die Stiftung beaufsichtigt 
hat. Das Vermögen soll unmittelbar 
und ausschließlich möglichst für die 
in der Satzung festgelegten Zwecke 
verwendet werden.  

§ 13 Anfallberechtigung 
Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das Vermögen 
für den Fall, dass es an einer 
Bestimmung zur Anfallberechtigung 
durch oder aufgrund der Satzung fehlt, 
an die Evangelische Kirche im 
Rheinland. Das Vermögen soll 
unmittelbar und ausschließlich 
möglichst für die in der Satzung 
festgelegten Zwecke verwendet 
werden. 

§ 13 Anfallberechtigung 

1Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das 
Vermögen für den Fall, dass es an 
einer Bestimmung zur 
Anfallberechtigung durch oder 
aufgrund der Satzung fehlt, an die 
Evangelische Kirche von Westfalen. 

2Das Vermögen soll unmittelbar und 
ausschließlich möglichst für die in 
der Satzung festgelegten Zwecke 
verwendet werden. 

§ 13 Anfallberechtigung 
Bei Auflösung oder Aufhebung einer 
kirchlichen Stiftung fällt das 
Vermögen für den Fall, dass es an 
einer Bestimmung zur 
Anfallberechtigung durch oder 
aufgrund der Satzung fehlt, an die 
Lippische Landeskirche. Das 
Vermögen soll unmittelbar und 
ausschließlich möglichst für die in 
der Satzung festgelegten Zwecke 
verwendet werden. 

§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörden ist der kirchliche 
Rechtsweg gegeben. 

§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde ist der kirchliche 
Verwaltungsrechtsweg gegeben. § 18 
des Verwaltungsgerichtsgesetzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
ist entsprechend anzuwenden 

§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörden ist der kirchliche 
Rechtsweg gegeben. 

§ 14 Rechtsweg  
Gegen Maßnahmen der kirchlichen 
Stiftungsbehörde ist der kirchliche 
Verwaltungsrechtsweg gegeben. Ein 
Vorverfahren gem. § 18 des 
Verwaltungsgerichtsgesetzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
ist vorab durchzuführen. 
 



Anlage 4 
zur Landessynoden-Vorlage 3.6. 

 

18 

Rahmenentwurf EKiR  
Stand 06.10.2023 

EKvW 
Stand 26.10.2023 

LLK 
Stand 06.09.2023 

§ 15 Verwaltungsvorschriften 
Die kirchliche Stiftungsbehörde kann 
die zur Durchführung dieser 
Stiftungsordnung/dieses 
Stiftungsgesetzes erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

§ 15 Verwaltungsvorschiften  
Die Kirchenleitung kann die zur 
Durchführung dieses Stiftungsgesetzes 
erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften und eine 
Gebührenordnung erlassen. 

§ 15 Untergesetzliche Regelungen 
Die kirchliche Stiftungsbehörde kann 
die zur Durchführung dieses 
Stiftungsgesetzes erforderlichen 
Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

§ 15 Untergesetzliche Regelungen 
Die kirchliche Stiftungsbehörde kann 
die zur Durchführung dieses 
Stiftungsgesetzes erforderlichen 
Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

§ 16 Schriftform 
Soweit diese 
Stiftungsordnung/dieses 
Stiftungsgesetz keine besondere 
Form vorsieht, ist Textform 
ausreichend. 

§ 16 Schriftform 
Soweit dieses Stiftungsgesetz keine 
besondere Form vorsieht, ist Textform 
ausreichend. 

§ 16 Schriftform 
Soweit dieses Stiftungsgesetz keine 
besondere Form vorsieht, ist 
Textform ausreichend. 

§ 16 Schriftform 
Soweit dieses Stiftungsgesetz keine 
besondere Form vorsieht, ist 
Textform ausreichend. 

§ 17 Evaluation 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll 
fünf Jahre nach Inkrafttreten der 
Stiftungsordnung/des 
Stiftungsgesetzes die 
Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit 
einer Überprüfung unterziehen. 

§ 17 Evaluation 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll 
fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des 
Stiftungsgesetzes die Zweckmäßigkeit 
und Wirksamkeit einer Überprüfung 
unterziehen. 

§ 17 Evaluation 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll 
fünf Jahre nach dem Inkrafttreten 
des Stiftungsgesetzes die 
Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit 
einer Überprüfung unterziehen. 

§ 17 Evaluation 
Die kirchliche Stiftungsbehörde soll 
fünf Jahre nach dem Inkrafttreten 
des Stiftungsgesetzes die 
Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit 
einer Überprüfung unterziehen. 

§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
(1) Diese Stiftungsordnung/dieses 
Stiftungsgesetz tritt am 1. Juli 2023 
in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die 
Stiftungsordnung/das 
Stiftungsgesetz vom (….) außer Kraft. 
(3) § 12 Absatz 1, 2 und 3 treten am 
31. Dezember 2026 außer Kraft. 
(4) Diese Stiftungsordnung/dieses 
Stiftungsgesetz wird im kirchlichen 
Amtsblatt und im jeweiligen 

§ 18 Veröffentlichung 
Dieses Stiftungsaufsichtsgesetz sowie 
alle Änderungen werden im 
kirchlichen Amtsblatt und nach 
Möglichkeit jeweiligen staatlichen 
Amtsblatt innerhalb des Gebietes der 
Evangelischen Kirche im Rheinland 
veröffentlicht. 
 
 
[Hinweis: Mantelgesetz 
 

§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
(1) Dieses Stiftungsgesetz tritt am 1. 
Januar 2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten das 
Kirchengesetz über rechtsfähige 
Evangelische Stiftungen des 
bürgerlichen Rechts  
(Stiftungsgesetz EKvW – StiftG EKvW) 
vom 15. November 2007 (KABl. 2007 
S. 417) außer Kraft 
(3) § 12 tritt am 31. Dezember 2026 
außer Kraft. 

§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
(1) Dieses Stiftungsgesetz tritt am  
01. Januar 2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt das 
Kirchengesetz über rechtsfähige 
evangelische Stiftungen des 
privaten Rechts in der Lippischen 
Landeskirche (Stiftungsgesetz – 
StiftG) vom 22. November 1977 Ges. 
u. VOBl. Bd. 6 S. 235) außer Kraft 
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staatlichen Gesetz- und 
Verordnungsblatt veröffentlicht. 

Artikel 3 
 
 

(4) Dieses Stiftungsgesetz wird im 
kirchlichen und staatlichen Amtsblatt 
veröffentlicht. 

(3) § 12 Abs. 2 Buchstaben e) und f) 
sowie Absätze 4 und 5 tritt am 31. 
Dezember 2026 außer Kraft. 
(4) Dieses Stiftungsgesetz wird im 
kirchlichen und staatlichen Amtsblatt 
veröffentlicht. 
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Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die ihren Sitz in Nord­
rhein-Westfalen haben. 

§2 
Zuständige Behörden 

(1) Stiftungsbehörden sind die Bezirksregierungen, soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas 
anderes ergibt. Sie sind die nach Landesrecht zuständigen Behörden im Sinne der §§ 80 bis 
88 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBI. 1 S. 42, 2909; 20031 S. 738), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Juli 2022 
(BGBI. 1 S. 1146) geändert worden ist. Örtlich zuständig ist die Bezirksregierung, in deren Be­
zirk die Stiftung ihren Sitz hat oder haben soll. 

(2) Oberste Stiftungsbehörde ist das für allgemeine Stiftungsangelegenheiten zuständige Mi­
nisterium. Es nimmt mit Ausnahme der Aufgaben nach § 6 Absatz 1 und 2 die Aufgaben der 
Stiftungsbehörde für Stiftungen wahr, an denen der Bund, das Land oder eine Körperschaft 
oder Anstalt des öffentlichen Rechts, die unmittelbar der Aufsicht der Bundes- beziehungs­
weise Landesregierung oder oberster Bundes- beziehungsweise Landesbehörden unterlie­
gen, als Stifterin oder Stifter oder Zustifterin oder Zustifter beteiligt ist oder werden soll. 

(3) Das für allgemeine Stiftungsangelegenheiten zuständige Ministerium kann den Bezirksre­
gierungen die Durchführung erforderlicher Prüfungen übertragen. Es ist ermächtigt, ihnen Be­
fugnisse nach Absatz 2 durch Rechtsverordnung zu übertragen. 

§3 
Statusklärung in Zweifelsfällen 

Bestehen Zweifel, ob es sich bei einer Einrichtung um eine Stiftung im Sinne dieses Geset­
zes handelt, oder ist die Rechtsnatur einer Stiftung zweifelhaft, entscheidet hierüber auf An­
trag die oberste Stiftungsbehörde. Antragsberechtigt ist, wer ein berechtigtes Interesse an 
der Entscheidung glaubhaft macht. 

§4 
Frist 

Über den Antrag auf Anerkennung beziehungsweise Genehmigung entscheidet die Stiftungs­
behörde innerhalb einer Frist von sechs Monaten; abweichende Entscheidungsfristen kann 
die Stiftungsbehörde in einer vorab öffentlich bekannt zu machenden Fristenregelung festset­
zen. Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. Sie kann einmal angemessen 
verlängert werden, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. 
Die Fristverlängerung ist zu begründen und rechtzeitig mitzuteilen. 
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Abschnitt 2 
Stiftungsaufsicht 

§5 
Aufsicht 

(1) Stiftungen unterliegen der Aufsicht des Landes im Sinne des § 83 Absatz 2 des Bürgerli­
chen Gesetzbuches; kirchliche Stiftungen und diesen gleichgestellte Stiftungen nach § 11 je­
doch nur nach Maßgabe des § 12. 

(2) Stiftungen, die ausschließlich oder überwiegend private Zwecke verfolgen, unterliegen nur 
insoweit der Stiftungsaufsicht, als sicherzustellen ist, dass ihre Betätigung gesetzlich ge­
schützten öffentlichen Interessen nicht zuwiderläuft. § 6 Absatz 1 und 2 sowie § 9 sind nicht 
anzuwenden. 

(3) Die behördlichen Unterlagen über die Anerkennung und Beaufsichtigung einzelner Stiftun­
gen unterliegen nicht dem allgemeinen Informationszugang nach dem Informationsfreiheits­
gesetz Nordrhein-Westfalen vom 27. November 2001 (GV. NRW. S. 806) in der jeweils gel­
tenden Fassung. 

§6 
Unterrichtung und Prüfung 

(1) Der Stiftungsvorstand ist verpflichtet, der Stiftungsbehörde innerhalb von zwölf Monaten 
nach Ablauf des Geschäftsjahres eine Jahresabrechnung mit einer Vermögensübersicht und 
einen Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke zur Prüfung vorzulegen. Die Stiftungsbe­
hörde kann eine kürzere Vorlagefrist festlegen, insbesondere wenn vorangegangene Jahres­
abrechnungen beanstandet wurden oder die Stiftung wiederholt ihrer Verpflichtung nach Satz 
1 verspätet nachgekommen ist. 

(2) Wird die Stiftung durch eine Behörde, einen Prüfungsverband, die Prüfungsstelle eines 
Sparkassen- und Giroverbands, eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine vereidigte Buchprüferin, einen vereidigten Buchprüfer 
oder eine Buchprüfungsgesellschaft oder vergleichbare Stellen geprüft und erstreckt sich die 
Prüfung auch auf die Erhaltung des Grundstockvermögens und die satzungsmäßige Verwen­
dung der Stiftungsmittel, soll die Stiftungsbehörde von einer eigenen Prüfung absehen. Die 
Stiftungsbehörde kann eine Prüfung nach Satz 1 verlangen. 

(3) liegen der Stiftungsbehörde Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Verwaltung der Stiftung 
gegen gesetzliche Bestimmungen oder die Satzung verstoßen wurde, kann sie hierzu Aus­
kunft und die Vorlage von Unterlagen zur Einsichtnahme verlangen. Im Rahmen einer ord­
nungsgemäßen Aufsicht kann sie im erforderlichen Umfang eine weitergehende Prüfung vor­
nehmen oder auf Kosten der Stiftung vornehmen lassen. 

§7 
Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel 

(1) Die Stiftungsbehörde kann Beschlüsse und Maßnahmen der Stiftungsorgane, die dem Stif­
terwillen, hilfsweise dem mutmaßlichen Stifterwillen, oder gesetzlichen Regelungen widerspre­
chen, beanstanden und verlangen, dass diese innerhalb einer von ihr bestimmten angemes­
senen Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden. Beanstandete Beschlüsse oder 
Maßnahmen dürfen nicht vollzogen werden. 

(2) Unterlässt ein Stiftungsorgan eine rechtlich gebotene Maßnahme, kann die Stiftungsbe­
hörde anordnen, dass die Maßnahme innerhalb einer von ihr bestimmten angemessenen Frist 
durchgeführt wird. 
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(3) Kommt die Stiftung oder ein Stiftungsorgan einer Anordnung der Stiftungsbehörde binnen 
einer von der Stiftungsbehörde gesetzten Frist nicht nach, kann diese die Anordnung mit 
Zwangsmitteln unter den Voraussetzungen des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156, ber. 2005 
S. 818) in der jeweils geltenden Fassung vollstrecken. 

§8 
Abberufung von Organmitgliedern, Sachwalterbestellung 

( 1) Hat sich ein Mitglied eines Stiftungsorgans einer groben Pflichtverletzung schuldig gemacht 
oder ist es zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner der Stiftung gegenüber bestehenden 
Pflichten nicht in der Lage, kann die Stiftungsbehörde die Abberufung dieses Mitglieds und die 
Berufung eines neuen Mitglieds an dessen Stelle verlangen. Sie kann dem Mitglied die Wahr­
nehmung seiner Geschäfte einstweilen untersagen. 

(2) Kommt die Stiftung der nach Absatz 1 Satz 1 getroffenen Anordnung nicht binnen einer ihr 
gesetzten angemessen Frist nach, kann die Stiftungsbehörde die Abberufung des Mitglieds 
verfügen. 

(3) Reichen die Befugnisse der Stiftungsbehörde nach § 84c des Bürgerlichen Gesetzbuches 
oder den §§ 6, 7 und 8 Absatz 1 und 2 nicht aus, um eine dem Willen der Stifterin oder des 
Stifters und den Gesetzen entsprechende Verwaltung der Stiftung zu gewährleisten oder wie­
derherzustellen, kann die Stiftungsbehörde die Durchführung der Beschlüsse und Anordnun­
gen auf Kosten der Stiftung einer Sachwalterin oder einem Sachwalter übertragen. Deren oder 
dessen Aufgabenbereich und Vollmacht sind in einer Bestellungsurkunde festzulegen. 

(4) Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 haben keine aufschiebende 
Wirkung. 

§9 
Klärung und Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen 

Erlangt die Stiftungsbehörde von einem Sachverhalt Kenntnis, der Schadensersatzansprüche 
der Stiftung gegen Mitglieder der Stiftungsorgane begründen könnte, kann sie der Stiftung eine 
vertretungsberechtigte Person zur Klärung und Durchsetzung ihrer Ansprüche bestellen. Die 
Kosten entsprechender Maßnahmen trägt die Stiftung. 

Abschnitt 3 
Auskunft zu Stiftungen 

§ 10 
Öffentliches Stiftungsverzeichnis, Vertretungsbescheinigungen 

(1) Stiftungen im Anwendungsbereich dieses Gesetzes werden in einem elektronischen Stif­
tungsverzeichnis erfasst, welches nur über das Internet zugänglich ist. 

(2) In das Stiftungsverzeichnis sind einzutragen: 

1. der Name der Stiftung, 
2. der Sitz der Stiftung, 
3. die Zwecke der Stiftung, 
4. die Anschrift der Geschäftsstelle der Stiftung, 
5. die vertretungsberechtigten Organe und Personen sowie die Art ihrer Vertretungsberech­

tigung, 
6. das Datum der Anerkennung als rechtsfähige Stiftung und 
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7. die zuständige Stiftungsbehörde. 

Änderungen der Angaben zu den Nummern 1 bis 5 sind der Stiftungsbehörde unter Vorlage 
der etiorderlichen Unterlagen unverzüglich nachzuweisen. 

(3) Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung ihrer Richtigkeit. 

(4) Die Führung und Aktualisierung des öffentlichen Stiftungsverzeichnisses obliegt den Be­
zirksregierungen für die in ihrem Bezirk ansässigen Stiftungen. Sie stellen auf Antrag eine 
Bescheinigung darüber aus, wer nach Maßgabe der Satzung und der von der Stiftung mitge­
teilten Angaben zur Vertretung der Stiftung berechtigt ist. 

Abschnitt 4 
Kirchliche Stiftungen und diesen gleichgestellte Stiftungen 

§ 11 
Begriffsbestimmung 

( 1} Kirchliche Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes sind rechtsfähige Stiftungen des bürgerli­
chen Rechts, die 

1. von einer Kirche oder von einer einer Kirche zuzuordnenden Einrichtung zur Wahrneh­
mung überwiegend kirchlicher, auch diakonischer oder karitativer Aufgaben errichtet sind 
und nach innerkirchlichen Regelungen der Aufsicht einer kirchlichen Stelle unterliegen 
oder 

2. nach dem Willen der Stifterin oder des Stifters überwiegend kirchlichen, auch diakoni­
schen oder karitativen Zwecken dienen und der Aufsicht einer kirchlichen Stelle unterlie­
gen sollen. 

(2) Den kirchlichen Stiftungen gleichgestellt sind Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die 

1. von einer öffentlich-rechtlichen Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft zur Wahr­
nehmung ihrer religiösen oder weltanschaulichen Ziele errichtet sind und nach für diese 
verbindlichen Regelungen einer besonderen Stiftungsaufsicht unterliegen oder 

2. nach dem Willen der Stifterin oder des Stifters den Zielen einer öffentlich-rechtlichen Re­
ligions- oder Weltanschauungsgemeinschaft dienen und einer besonderen Stiftungsauf­
sicht nach Maßgabe der für diese Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft verbind­
lichen Regelungen unterliegen sollen. 

§ 12 
Anzuwendende Vorschriften 

(1} Für kirchliche Stiftungen gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit sich nicht aus 
den Absätzen 2 bis 5 etwas anderes ergibt. 

(2) Für die Statusklärung in Zweifelsfällen gilt § 3 mit der Maßgabe, dass vor einer Entschei­
dung die Kirche zu hören ist. 

(3) Die kirchlichen Stiftungen unterliegen kirchlicher Stiftungsaufsicht. Sie ist im Sinne des § 83 
Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches auszuüben. Die kirchlichen Behörden sind die nach 
Landesrecht zuständigen Behörden im Sinne des § 84c des Bürgerlichen Gesetzbuches. Die 
Bestimmungen des Abschnitts 2 finden auf kirchliche Stiftungen keine Anwendung; insoweit 
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obliegt es den Kirchen, Art und Umfang der erforderlichen Regelungen in eigener Verantwort­
lichkeit zu treffen. Die Bestimmungen, die hierzu in kirchlichen Stiftungsordnungen erlassen 
werden, werden auch im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen ver­
öffentlicht. 

(4) Die Anerkennung als kirchliche Stiftung nach§ 80 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbu­
ches sowie Genehmigungen und Entscheidungen gemäß den§§ 85a, 86b, 87 Absatz 3 und 
§ 87a des Bürgerlichen Gesetzbuches bedürfen der Zustimmung der zuständigen kirchlichen 
Behörde. 

(5) Die Eintragung kirchlicher Stiftungen in das Stiftungsverzeichnis nach § 10 erfolgt nur im 
Einvernehmen mit der jeweiligen Stiftung und der zuständigen kirchlichen Behörde. Auf Grund­
lage ihrer Bestimmungen stellt die zuständige kirchliche Behörde den kirchlichen Stiftungen 
eine Vertretungsbescheinigung im Sinne des § 10 Absatz 4 Satz 2 aus. 

(6) Bei Auflösung oder Aufhebung einer kirchlichen Stiftung fällt das Vermögen für den Fall, 
dass es an einer Bestimmung zur Anfallberechtigung durch oder aufgrund der Satzung fehlt, 
abweichend von§ 87c Absatz 1 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches an die Kirche, die die 
Stiftung beaufsichtigt hat. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für die den kirchlichen Stiftungen gleichgestellten Stiftungen 
entsprechend. 

Abschnitt 5 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 13 
Einführung des Stiftungsregisters 

Ab dem 1. Januar 2026 finden die§§ 1 0 und 12 Absatz 5 auf Stiftungen, die nach dem 31. De­
zember 2025 entstanden sind, keine Anwendung. Das Gleiche gilt für bestehende Stiftungen, 
die vor dem 1. Januar 2026 entstanden sind, ab dem Zeitpunkt, zu dem sie gemäß § 11 Ab­
satz 1 des Stiftungsregistergesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. 1 S. 2947, 2953) durch die Re­
gisterbehörde in das Stiftungsregister eingetragen worden sind. 

§14 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Stiftungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 52), das zuletzt durch Gesetz 
vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. S. 112) geändert worden ist, außer Kraft. 

(2) Die§§ 10 und 12 Absatz 5 treten am 31. Dezember 2026 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Mai 2023 

Andre Kuper 
Präsident 
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